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(Beginn: 12.06 Uhr)

Vorsitzende Petra Merkel: Sehr geehrte
Damen und Herren! Der Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages hat in seiner
30. Sitzung am 6. Oktober 2010 einvernehm-
lich beschlossen, eine öffentliche Anhörung
zum Entwurf eines Kernbrennstoffsteuer-
gesetzes sowie zum Entwurf eines Gesetzes
zur Errichtung eines Sondervermögens
„Energie- und Klimafonds“, Bundestags-
drucksachen 17/3054 und 17/3053, durchzu-
führen.

Ich rufe den einzigen Punkt der heuti-
gen Tagesordnung auf:

Öffentliche Anhörung zu dem

a) Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung
eines Sondervermögens „Energie- und
Klimafonds“ (EKFG)

- BT-Drucksache 17/3053 -

Federführend:
Haushaltsausschuss

Mitberatend:
Innenausschuss
Rechtsausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit
Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung

Berichterstatter/in:
Abg. Carsten Schneider (Erfurt) (SPD)
Abg. Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE)
Abg. Alexander Bonde (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mitberichterstatter/in:
Abg. Norbert Barthle (CDU/CSU)
Abg. Otto Fricke (FDP)

und dem

b) Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP

Entwurf eines Kernbrennstoffsteuer-
gesetzes
(KernbrStG)

- BT-Drucksache 17/3054 -

Federführend:
Haushaltsausschuss

Mitberatend:
Innenausschuss
Rechtsausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit
Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung

Berichterstatter/in:
Abg. Carsten Schneider (Erfurt) (SPD)
Abg. Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE)
Abg. Alexander Bonde (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mitberichterstatter/in:
Abg. Norbert Barthle (CDU/CSU)
Abg. Otto Fricke (FDP)

Zu dieser Veranstaltung darf ich die ein-
geladenen Sachverständigen besonders
willkommen heißen. Herzlichen Dank, dass
Sie Ihre Teilnahme ermöglicht und Ihre
schriftlichen Stellungnahmen so kurzfristig
bereitgestellt haben. Sie leisten damit einen
wichtigen Beitrag zu unserer Arbeit. Ich
hoffe, dies ist eine kleine Entschädigung
dafür, dass Sie hierhergekommen sind.
Ebenso heiße ich die Vertreterinnen und
Vertreter der mitberatenden Ausschüsse
willkommen.

Gestatten Sie mir, vor Eintritt in die ei-
gentliche Thematik noch einige Anmerkun-
gen zur Organisation und zum Ablauf der
Anhörung zu machen. Die Stellungnahmen
der Sachverständigen sind ausgelegt. Sie
wurden zur Ausschussdrucksache 1927 zu-
sammengefasst und dienen als Grundlage
für die Fragen; darüber hinaus gibt es eine
Ergänzungslieferung. Ich weise außerdem
darauf hin, dass eine aktuelle Auflistung der
Namen aller Sachverständigen als Anlage
zur Tagesordnung ausliegt.
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Da die Abgabe von Eingangsstatements
nicht vorgesehen ist, tritt der Ausschuss so-
fort in die erste Fragerunde ein. In dieser
ersten Fragerunde kommen zunächst die
haushaltspolitischen Sprecherinnen und
Sprecher der Fraktionen als Berichterstatter
zu Wort. Gemäß der Obleutevereinbarung
werde ich bei dieser Anhörung auch in den
weiteren Fragerunden jede Fraktion einmal
das Fragerecht ausüben lassen. Nach der
ersten Runde bitte ich die Obleute, die Koor-
dination für die weiteren Fragerunden zu
übernehmen und mir die Fragestellerinnen
und Fragesteller ihrer jeweiligen Fraktion, die
den mitberatenden Ausschüssen angehören,
zu benennen.

Die sich bereits in früheren Anhörungen
bewährte Regel, dass jeder Fragesteller/jede
Fragestellerin entweder zwei Fragen an ein
und denselben Sachverständigen oder
höchstens eine einzige Frage an zwei Sach-
verständige richten kann, gilt auch bei dieser
Anhörung. Ich werde strikt darauf achten,
dass es dabei keine Ausnahmen gibt. Wei-
tere Fragen sind in der nächsten Fragerunde
möglich.

Norbert Barthle (CDU/CSU): Das einzu-
richtende Sondervermögen „Energie- und
Klimafonds“ ist in das Energiekonzept der
Bundesregierung eingebunden. Ich möchte
eine ganz allgemeine Frage zu diesem Ener-
giekonzept stellen: Wie beurteilen Sie gene-
rell die Auswirkungen dieses Konzeptes auf
die Energiesicherheit, den Klimaschutz, das
Wachstum und die Wirtschaft in Deutsch-
land? Ich bitte Sie, auch den Gesamt-
zusammenhang herzustellen. Diese Frage
richtet sich an Frau Professor Dr. Kemfert
und Herrn Professor Dr. Umbach.

Sachverständige Prof. Dr. Claudia
Kemfert (Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung e. V.): Wir denken, dass die Er-
richtung des Sondervermögens „Energie-
und Klimafonds“ positive Auswirkungen ha-
ben wird, und zwar sowohl auf die Versor-
gungssicherheit als auch auf Wachstum,
Beschäftigung und Wohlstand. Positiv ist,
dass ein Teil der hohen Zusatzgewinne der
Kraftwerksbetreiber abgeschöpft und dieses
Geld für die Haushaltskonsolidierung und die
Errichtung des Sondervermögens verwendet
werden soll. Aus diesem Sondervermögen
sollen Maßnahmen in den Bereichen Ener-
gieeffizienz, erneuerbare Energien, energeti-

sche Gebäudesanierung, Energiespeicher-
technologien und nationaler sowie internatio-
naler Klima- und Umweltschutz finanziert
werden.

Aus unserer Sicht wären weitere Konkre-
tisierungen der Verwendungsstruktur des
Sondervermögens wünschenswert. Weiterhin
wäre es sinnvoll, die Erhebung der Kern-
brennstoffsteuer nicht auf einen bestimmten
Zeitraum zu begrenzen. Außerdem sollte der
Umfang der Gelder, der in das Sonderver-
mögen eingezahlt wird, nicht von der Höhe
der Einnahmen aus der Kernbrennstoffsteuer
abhängig sein. Man sollte fixe Beträge fest-
legen, um den Umbau der Energieversor-
gung zu gewährleisten.

In der Summe halten wir das Konzept für
richtig und gut. An der einen oder anderen
Stelle fehlen natürlich noch gewisse Bau-
steine. Wir hoffen aber, dass diese auf den
Weg gebracht und mit Leben erfüllt werden.

Sachverständiger Prof. Dr. Eberhard
Umbach (Helmholtz-Gemeinschaft): Sie
haben eine Frage im Hinblick auf das Kon-
zept insgesamt gestellt. Ich denke, die Ge-
setzentwürfe, um die es heute geht, muss
man vor dem Hintergrund betrachten, dass
es sich dabei um zwei Bestandteile des Ge-
samtkonzeptes handelt.

Das Gesamtkonzept der Bundesregierung
ist außerordentlich ehrgeizig. Es ist richtig,
dass man versucht, im Bereich der erneuer-
baren Energien durch Energieeinsparung
und Energieeffizienz große Schritte zu ma-
chen. Die bisherigen Schritte waren nämlich
viel zu klein. Man musste feststellen, dass
man ehrgeizige Ziele so nicht erreichen wird.
Jetzt ist ein riesengroßer Schritt geplant, der
sich über viele Jahre erstreckt und letztlich
eine vollständige Transformation unseres
Energiesystems zur Folge haben wird. Da-
ran, dass die ehrgeizigen Ziele, die meiner
Ansicht nach sehr hoch gesteckt sind, auf
diesem Weg erreicht werden, sind große
Zweifel anzumelden. Wenn man sich aber
keine hohen Ziele setzt, wird man zu kurz
springen. Man muss sich also hohe Ziele
setzen.

Ich halte es für eine gute Überlegung,
eine Kernbrennstoffsteuer zu erheben und
die zusätzlichen Gewinne, die die Kernkraft-
werksbetreiber aufgrund der Verlängerung
der Laufzeiten erzielen, so abzuschöpfen,
dass auch die Industrieunternehmen etwas
davon haben. Dabei muss man aber mit Au-
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genmaß vorgehen. Wie hoch die Abschöp-
fungsquote sein wird, ist schwer zu beurtei-
len, da es noch einige Unwägbarkeiten gibt.
Ich halte es dennoch für einen guten Weg,
eine Abschöpfung vorzunehmen.

Durch die Einnahmen aus der Kernbrenn-
stoffsteuer einen Beitrag zur Konsolidierung
des Haushalts zu leisten, ist sicherlich ein
großes Anliegen, insbesondere diesem Aus-
schuss. Ich halte es aber für außerordentlich
wichtig, auch in Forschung und Entwicklung
zu investieren. Wenn man die ehrgeizigen
Ziele, die man sich gesetzt hat, auch nur
annähernd erreichen will, muss man auf die-
sem Sektor wesentlich mehr tun, sowohl in
Deutschland als auch international.

Ich möchte kritisch anmerken, dass man
sich genau überlegen muss, inwiefern die
Einführung einer Kernbrennstoffsteuer unter
globalen Gesichtspunkten in den europäi-
schen Gesamtkontext passt. Das ist meiner
Meinung nach im Moment noch nicht ge-
währleistet. Ich denke, hier geht Deutschland
einen Sonderweg, einen Weg, den einige
Länder nur teilweise und andere überhaupt
nicht gehen. Man muss sich viel mehr als
bisher mit anderen Ländern abstimmen.
Energiekonzepte müssen im europäischen
bzw. globalen Kontext betrachtet werden.
Beim Klimaschutz ist das noch viel offen-
sichtlicher. Damit das Ganze wirklich funktio-
niert, muss man sich mit den Partnern im
Ausland abstimmen.

Ich halte den eingeschlagenen Weg für
gut. Es ist aber unbedingt notwendig, über
die Verteilung der Mittel, die unter anderem
in Forschung, Entwicklung und Markteinfüh-
rung fließen sollen, noch einmal genau nach-
zudenken. Den Vorschlag, den man der An-
lage des Gesetzentwurfs entnehmen kann,
halte ich für nicht optimal. Ich denke, hier
muss noch an einigen Stellen nachgebessert
werden.

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD): Meine
erste Frage betrifft die Zusatzgewinne. Frau
Professor Kemfert, können Sie valide Anga-
ben dazu machen, wie hoch die zusätzlichen
Gewinne, die die AKW-Betreiber durch die
Laufzeitverlängerung erzielen, sein werden?

Meine zweite Frage richtet sich an Herrn
Dr. Matthes. Im vorliegenden Gesetzentwurf
ist eine Deckelung vorgesehen, sowohl was
die Höhe der Abführung an den Fonds als
auch die maximale Belastung durch die

Kernbrennstoffsteuer betrifft. Wie beurteilen
Sie diese Deckelung?

Sachverständige Prof. Dr. Claudia
Kemfert (Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung e. V.): Die Höhe der zusätzlichen
Gewinne hängt natürlich davon ab, wie hoch
man die Kosten für jedes Kraftwerk, dessen
Laufzeit verlängert wird, veranschlagt. Eine
Einschätzung zur Höhe der Abschöpfung
wird dadurch erschwert, dass wir nicht wis-
sen, welches Kraftwerk weiterlaufen wird und
welches nicht. Die Höhe der zusätzlichen
Gewinne der AKW-Betreiber hängt außer-
dem davon ab, wie sich der Strompreis ent-
wickelt. Kosten und Strompreis sind ele-
mentare Größen, die man bei der Ermittlung
der Höhe der Zusatzgewinne berücksichtigen
muss. Es gibt also noch viele Unsicherheiten.

Wenn man annimmt, dass sich die Kosten
auf 2,8 Cent pro kWh belaufen und sich der
Preis für Strom, der in Kernkraftwerken
erzeugt wird, an der Börse von 4 Cent bzw.
4,5 Cent auf 7 Cent pro kWh erhöht, kommt
man zu dem Ergebnis, dass sich die Zusatz-
gewinne, die innerhalb der acht bzw. 14
Jahre erzielt werden, in einer Größen-
ordnung von 30 bis 56 Milliarden Euro bewe-
gen. Dazu haben einige der hier anwesen-
den Sachverständigen detaillierte Berech-
nungen durchgeführt. Sie haben die ver-
schiedenen Posten aufgeschlüsselt und un-
tersucht, in welcher Größenordnung sich
Strompreis und Kosten bewegen würden,
wenn bestimmte Kraftwerke weiterlaufen
würden. In jedem Fall muss man Entschei-
dungen unter Unsicherheit treffen.

Aus unserer Sicht ist es wichtig, zur
Kenntnis zu nehmen, dass die Zusatz-
gewinne erheblich sind. Eine Kernbrennstoff-
steuer, die ein jährliches Aufkommen von bis
zu 2,3 Milliarden Euro generieren würde,
wäre daher durchaus verkraftbar. Darüber
hinaus wären weitere Zahlungen zu leisten.

Die im Zusammenhang mit den Einnah-
men aus der Kernbrennstoffsteuer genann-
ten Beträge von jährlich 200 Millionen Euro
bzw. 300 Millionen Euro, die in das Sonder-
vermögen fließen sollen, erscheinen uns
sehr gering. Diese Beträge sollten auch nicht
von der Höhe der Einnahmen aus der Kern-
brennstoffsteuer abhängig sein.

Aus unserer Sicht müsste von Anfang an
Geld in das geplante Sondervermögen flie-
ßen, um den Umbau der Energieversorgung
zu gewährleisten. Wir brauchen insbeson-
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dere Lösungen im Bereich der Energiespei-
cherung und die notwendige Infrastruktur, um
die erneuerbaren Energien deutlich auszu-
bauen. Dafür sind Mittel in erheblichem Um-
fang notwendig. Der Ansatz, den Sie wäh-
len - die Einnahmen aus der Steuer einzu-
behalten und dafür zu verwenden -, ist
grundsätzlich sehr zu begrüßen. Eine Ände-
rung der Größenordnungen wäre durchaus
möglich. - Wenn ich es richtig verstanden
habe, war die Frage zur Deckelung allerdings
nicht an mich gerichtet.

Vorsitzende Petra Merkel: Das ist rich-
tig. Herr Dr. Matthes ist gefragt worden.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Wenn Sie eine
Spezifikationsfrage nicht als Antwort werten:
Bezog sich Ihre Frage zur Deckelung auf die
Kernbrennstoffsteuer?

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD): Die
Kernbrennstoffsteuer ist ja sowieso gede-
ckelt. Die Frage zur Deckelung bezog sich
auf die Abführung an den Fonds.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Ich habe meiner
Stellungnahme eine detaillierte Berechnung
beigefügt, der Sie entnehmen können, wie
hoch das Aufkommen aus der Kernbrenn-
stoffsteuer aus unserer Sicht ausfallen
würde. Dabei habe ich die optimistische An-
nahme zugrunde gelegt, dass ab dem
nächsten Jahr eine Jahresstromproduktion
im Umfang von 160 TWh erreicht wird. Das
gab es das letzte Mal im Jahr 2000, damals
allerdings inklusive zweier inzwischen still-
gelegter Kernkraftwerke. Ich habe in meinen
Berechnungen also unterstellt, dass es zu
keinem Anlagenstillstand, zum Beispiel we-
gen Nachrüstung, kommt und dass alle An-
lagen ab dem 1. Januar nächsten Jahres im
Auslegungsbereich betrieben werden. In
diesem Fall würden weder Brutto- noch Net-
toeinnahmen von 2,3 Milliarden Euro erzielt
werden. Da uns die Daten der einzelnen
Kraftwerke bekannt sind, kann man sagen:
Das ist völlig ausgeschlossen. Es wird nicht
zur Anwendung der Deckelung der Kern-
brennstoffsteuer kommen. Somit wird auch
die Kompensation, von der im Entwurf eines
Gesetzes zur Errichtung eines Sonder-
vermögens „Energie- und Klimafonds“ die
Rede ist, nicht greifen.

Nach unseren Berechnungen werden die
Bruttoeinnahmen maximal 2,2 Milliarden
Euro betragen. Zieht man die entgangenen
Ertragsteuern ab, kommt man auf einen Be-
trag von ungefähr 1,7 Milliarden Euro. Selbst
dann, wenn man die zusätzlichen
Ertragsteuereinnahmen, die aus der Lauf-
zeitverlängerung resultieren, hinzurechnet,
kommt man niemals auf einen Betrag von
2,3 Milliarden Euro; das ist ein Dreisatz und
ganz einfach auszurechnen. Von daher wird
die Deckelung nicht zur Anwendung kom-
men.

Wenn die Nachrüstkosten pro Anlage
mehr als 500 Millionen Euro betragen, soll
ein weiterer Deckelungsmechanismus grei-
fen. Man muss nüchtern zur Kenntnis neh-
men, dass diese Regelung derzeit aus zwei
Gründen nicht bewertet werden kann.

Erstens. Im Nachrüstungskatalog der
Bundesregierung steht der schöne Satz: Es
ist nicht bekannt, welche der vorgeschlage-
nen Maßnahmen bereits umgesetzt und wel-
che noch nicht durchgeführt worden sind. -
Das heißt, wir wissen nicht, wie sich diese
Maßnahmen auf das einzelne Kraftwerk
auswirken. Daher können wir natürlich auch
nicht die Höhe der Kosten ermitteln.

Zweitens gibt es ein methodisches Pro-
blem, auf das ich an dieser Stelle hinweisen
will. Die Frage ist: Was ist die Baseline bei
der Ermittlung, ob die Sicherheitsinvestitio-
nen 500 Millionen Euro überschreiten? Fallen
darunter auch die normalen Investitionen, die
sowieso getätigt werden, oder nicht? So-
lange hier keine Baseline festgelegt wird,
kann man diese Frage nicht beantworten.
Daher bleibt die Frage, ob die Deckelung von
500 Millionen Euro greift. Wenn ich meinem
Bauchgefühl folge, komme ich aber zu der
Einschätzung, dass auch diese Deckelung
tendenziell nicht greifen wird, zumindest nicht
bei Investitionen in dem Bereich, für den die
Kernbrennstoffsteuer gelten soll.

Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP): Als
Vertreter des mitberatenden Ausschusses für
Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung habe ich zwei Fragen. Die erste
Frage geht an Herrn Professor Dr. Umbach.
Es geht um die zusätzlichen Mittel aus die-
sem Sondervermögen für den Bereich der
Energieforschung. Meine Frage lautet ganz
konkret: Auf welche Aufgabenfelder sollten
nach Ihrer Auffassung die zusätzlich zur
Verfügung stehenden Mittel für die Erfor-
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schung von Innovationen und neuen Tech-
nologien konzentriert werden? Wie ist die
deutsche Forschungslandschaft institutionell
und personell darauf vorbereitet?

Die zweite Frage - -

Vorsitzende Petra Merkel: Das waren
eigentlich schon zwei Fragen.

Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP):
Das war eine Frage. Das Erste war eine Be-
merkung, das Zweite die Frage. Die zweite
Frage geht an Frau Professor Dr. Kemfert.

Vorsitzende Petra Merkel: Entschuldi-
gung, Herr Dr. Neumann. Sie haben schon
zwei Fragen gestellt.

Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP):
Dann frage ich das in der nächsten Runde.

Sachverständiger Prof. Dr. Eberhard
Umbach (Helmholtz-Gemeinschaft): Ich
habe es vorhin schon angesprochen: Wir
haben einen enormen Sprung zu bewältigen.
Dieser Sprung wird mit den Technologien,
deren Entwicklung wir jetzt absehen können,
nicht zu bewältigen sein. Das heißt, wir müs-
sen ganz von vorne anfangen und nach
neuen Konzepten Ausschau halten; wir müs-
sen jetzt verstärkt in die Grundlagen-
forschung einsteigen. Wenn wir jetzt mit dem
geplanten Ansatz starten, können wir, weil
zusätzliche Mittel ins System fließen, For-
scher und Forscherinnen aus anderen Ge-
bieten von einer Mitarbeit überzeugen und
sie in Projekte einbinden, um in der Ener-
gieforschung weiterzukommen.

Ich denke, es ist extrem wichtig, dass wir
nun an dieser Stelle einen starken Start hin-
legen, bei dem insbesondere die Grund-
lagenforschung in den ersten Jahren einbe-
zogen wird. Erst dann sollte verstärkt in die
Anwendung investiert werden. Das heißt, am
Anfang sollte man wirklich nachdenken. Na-
türlich sollte man immer schauen, dass man
sehr schnell in die Anwendung kommt; man
darf sie nie aus den Augen verlieren.

Ich bin der Überzeugung, dass wir mit
den Möglichkeiten, die wir jetzt haben, die
gesetzten Ziele nicht erreichen werden.
Wenn man sich die Anlage zum Gesetzent-
wurf im Detail anschaut, dann stellt man fest,
dass schon viel über eine Markteinführung
nachgedacht wird. Ich halte das für den fal-
schen Weg. Wir haben es bei der Photovol-

taik gesehen: Es ist nicht gut, den Markt zu
früh mit hohen Subventionen anzukurbeln.
Jetzt kommen, wie ich gehört habe, 85 Pro-
zent der hergestellten Produkte aus dem
Ausland. Das hat der deutschen Industrie
zuletzt noch geholfen; in Zukunft wird das
sicherlich Probleme erzeugen. Wir müssen
die Produkte so weit entwickeln, dass sie
marktfähig sind und sich im internationalen
Wettbewerb behaupten können. Dafür ist
eine Menge Technologieentwicklung not-
wendig, die man mit dem Fonds fördern
kann. Ich denke also, dass man am Anfang
sehr stark in die Grundlagenforschung ein-
steigen muss, begleitet von anwendungs-
orientierter Forschung, die man dann im
Laufe der Jahre sukzessive steigert, um die
Markteinführung vorzubereiten.

An dieser Stelle ist es wichtig, zu beden-
ken: Wenn wir das System so sehr transfor-
mieren, wie es im Moment zu erwarten ist,
dann müssen wir die Bevölkerung mitneh-
men. Ich nenne nur das Stichwort „Stutt-
gart 21“; es gibt eine Reihe von anderen
Stichworten. Wenn wir große Umbauten vor-
haben - ich will nur die Stromtrassen, die
Hochspannungsleitungen erwähnen, die wir
durch das Land ziehen müssen, wenn wir
den Strom, der an der Küste produziert wird,
in den Süden, wo die Industrie sitzt, trans-
portieren wollen -, dann müssen wir frühzeitig
anfangen, die Bevölkerung darauf vorzu-
bereiten und mitzunehmen. Das bedeutet
zum einen, dass es eine Begleitforschung im
sozioökonomischen Bereich geben muss.
Zum anderen müssen Maßnahmen ergriffen
werden, um die Menschen auf dem Weg in
ein neues Zeitalter mitzunehmen.

Bei Programmen zur Einführung neuer
Techniken am Markt ist manchmal Folgen-
des festzustellen: Zum Beispiel wird ein Pro-
gramm aufgelegt, das dazu führt, dass wun-
derbare neue, energiesparende Haushalts-
geräte gekauft werden; allerdings werden die
alten Haushaltsgeräte weiter betrieben. Der
Nutzen, den man sich von dem Programm
erhofft hat, dass nämlich die alten Haus-
haltsgeräte ausgetauscht werden, geht verlo-
ren, weil der Verbraucher ganz anders rea-
giert, als man es vorhergesehen hat. Vor
kurzem ist eine Studie erschienen, die das
nachweist.

Jetzt zu der anderen Frage: Wie ist die
deutsche Forschungslandschaft institutionell
und personell darauf vorbereitet? Können wir
die Riesenanstrengungen, die uns bevorste-
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hen, tatsächlich leisten? Ich denke, ja. Wir
werden hier aber einiges tun müssen, um
dem deutschen System zusätzliche Impulse
zu geben: Wir müssen die Energieforschung
auf neue Füße stellen und die Klimafor-
schung sehr stark einbinden. Wir müssen
auch versuchen, Partnerschaften mit dem
Ausland zu schließen, um verstärkt an den
Themen zu arbeiten. Wir müssen Kollegin-
nen und Kollegen aus anderen Forschungs-
bereichen in die Klima- und Energiefor-
schung einbinden. Das ist an vielen Stellen
durchaus möglich. Ein Beispiel hierfür ist die
Materialforschung; das ist ein zentraler Be-
reich. Das alles wird uns gelingen, wenn wir
gute Projekte entwickeln, die wissenschaft-
lich spannend und gesellschaftlich relevant
sind.

Ich sage Ihnen aber auch: Wir müssen
hier noch einiges tun. Ich denke, wir brau-
chen eine sehr gute Beratung der Bundes-
regierung und der Ministerien, wie man ge-
schickt mit dem Geld umgeht. Es darf nicht
sein, dass das Geld einfach in das System
geschoben wird. Dann würde viel Unsinn
produziert. Man muss viel nachdenken. Man
muss das System auf die Herausforderungen
einstellen, sodass es bereit ist, diese zu be-
stehen.

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE): Mit den
beiden Gesetzentwürfen soll die von uns
abgelehnte Verlängerung der Laufzeiten der
Atomkraftwerke moralisch legitimiert werden.
Deshalb lehnen wir sie ab. Trotzdem haben
wir Detailfragen.

Ich habe zwei Fragen an Herrn Ludewig.
Erstens. Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung wird damit begründet, dass die
AKW-Branche in Zukunft Sondergewinne
erzielen wird. Sind Sie der Auffassung, dass
es schon jetzt Bevorteilungen dieser Branche
im Wettbewerb gibt - und wenn ja, welche? -,
und welche Bevorteilungen könnte man ab-
schaffen?

Zweitens. Der Gesetzentwurf sieht vor,
die Kernbrennstoffsteuer zeitlich begrenzt
einzuführen, und zwar bis zum Jahr 2016.
Gibt es aus Ihrer Sicht Gründe für das Aus-
laufen dieser Steuer im Jahr 2016?

Sachverständiger Damian Ludewig
(Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft
e. V.): Aus unserer Sicht macht die Einfüh-
rung einer Kernbrennstoffsteuer Sinn. Des-
wegen begrüßen wir, dass es dazu kommen

soll. Die Steuer macht Sinn, unabhängig
davon, ob man die Laufzeiten der Kernkraft-
werke verlängert oder nicht. Vorgestern ha-
ben wir eine aktualisierte Studie im Auftrag
von Greenpeace vorgelegt, in der wir die
staatlichen Subventionen und Förderungen
der Atomenergie seit 1950 ermittelt haben.
Wenn man den Begriff der Förderungen sehr
weit fasst und die vergangenen sowie die
künftig absehbaren Subventionen zusam-
menzählt, dann kommt man auf einen Betrag
von über 300 Milliarden Euro. Das macht
deutlich, dass es bisher gewaltige Vorzüge
für diese Branche gibt. Ich kann das gerne
vertiefen.

Im Eckpunktepapier zum Sparpaket
wurde die Kernbrennstoffsteuer damit be-
gründet, dass die Kernenergiewirtschaft „im
Vergleich zu anderen Energieproduzenten
vom Emissionshandel nicht betroffen“ ist.
Den Betreibern von Kohlekraftwerken wird
durch den Emissionshandel zumindest ein
Teil der externen Kosten angelastet; das ist
richtig. Wenn dadurch aber der Preis für
Strom aus Kohlekraftwerken steigt, ergeben
sich daraus natürlich Vorteile für die Betrei-
ber von Atomkraftwerken. Um das zu verhin-
dern, sollte man auch den Betreibern von
Atomkraftwerken einen Teil der von ihnen
verursachten externen Kosten anlasten.
Nach dieser Logik macht es keinen Sinn,
eine Befristung bis 2016 vorzunehmen; denn
die Handelsperiode, um die es geht, läuft bis
2020. Insofern sollte man die Kernbrenn-
stoffsteuer mindestens bis 2020 beibehalten
und dann gegebenenfalls nachjustieren.

Es gibt andere Bevorzugungen der Be-
treiber von Atomkraftwerken, zum Beispiel
durch die Begrenzung der Haftungssumme.
Es gibt Berechnungen, nach denen eine An-
passung der Haftungssumme an die tatsäch-
lich zu erwartenden Kosten zu Mehrkosten
von bis zu 2,70 Euro pro kWh führen würde.
Allein der Punkt der Haftung macht deutlich,
dass Atomenergie nicht wettbewerbsfähig
wäre, wenn man tatsächlich den Markt wal-
ten lassen und nicht entsprechende Vorzüge
gewähren würde.

Alexander Bonde (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Auch ich will vorneweg sagen,
dass wir die Intention des Gesamtpaketes,
nämlich die Legitimation der Verlängerung
der Laufzeiten der Atomkraftwerke in
Deutschland, ausdrücklich nicht teilen. Bei
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der heutigen Anhörung geht es darum zwar
nicht; trotzdem will ich es vorher festhalten.

Zum Gesetzentwurf zur Errichtung eines
Sondervermögens, um den es in der ersten
Runde geht, möchte ich sagen: Wir kritisie-
ren, dass die Koalition erneut den Weg der
Errichtung eines Sondervermögens wählt.
Damit schlägt die Koalition einen haushalts-
rechtlich sehr fragwürdigen Weg zur Errei-
chung von Zielen ein.

Meine zwei Fragen in der ersten Runde
richten sich an Herrn Dr. Matthes vom Öko-
Institut. Fragekomplex eins: Der Fonds, des-
sen Errichtung hier zur Beratung steht, wird
öffentlich ausschließlich im Hinblick auf den
Einsatz der Mittel für erneuerbare Energien
und Klimaschutz kommuniziert. Gleichwohl
finden sich im Gesetz reihenweise Ein-
schränkungen, Anrechnungsmöglichkeiten
und Ähnliches. Ich würde Sie bitten, aus Ihrer
Sicht darzustellen: Welche Einnahmen des
Fonds sind im zeitlichen Verlauf realistisch,
und unter welchen Voraussetzungen stehen
zu einem bestimmten Zeitpunkt in nennens-
wertem Umfang Gelder für die Erreichung
der Förderziele des Klimaschutzes und des
Ausbaus der erneuerbaren Energien zur
Verfügung, auch vor dem Hintergrund, dass
die schwarz-gelbe Koalition im Haushalts-
verfahren gerade in den Bereichen, die ge-
fördert werden sollen, substanzielle Kürzun-
gen vollzogen hat?

Vorsitzende Petra Merkel: Kollege
Bonde, auf welchen Teil der Frage möchten
Sie jetzt verzichten, damit Sie möglicher-
weise einen zweiten Sachverständigen be-
fragen können? Ansonsten wären das schon
zwei Fragen.

Alexander Bonde (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Frau Vorsitzende, ich habe Be-
wertungen zu meiner Frage mitgegeben, die
Sie in der Vorstellung des Verfahrens nicht
untersagt haben.

Vorsitzende Petra Merkel: Entschuldi-
gung, ich habe das vorhin schon beim Kolle-
gen Neumann so gehandhabt. Achten Sie
jetzt bitte darauf, dass Sie wirklich zwei Fra-
gen stellen und nicht Hintertüren einbauen.
Das wäre ganz sinnvoll.

Alexander Bonde (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe bisher nur ein Fragezei-
chen verwendet. Ich kann Ihnen das, wenn

es hilfreich ist, auch schriftlich geben. - Ich
mache keinen zweiten Fragekomplex auf,
sondern schließe mit einer Frage an den
gleichen Sachverständigen: Gehen Sie vor
dem genannten Hintergrund davon aus, dass
der Fonds am Ende tatsächlich überwiegend
dem Ausbau der erneuerbaren Energien
dient?

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Der Einfachheit
halber verweise ich wieder auf meine Stel-
lungnahme. Darin habe ich in Tabelle 2 eine
Übersicht über die zu erwartenden Zuflüsse
zum geplanten Sondervermögen in der Pe-
riode von 2011 bis 2020 zur Verfügung ge-
stellt. Die in dieser Übersicht aufgeführten
Einkommensströme kann man heute - zu-
mindest nach unten hin - relativ robust be-
ziffern.

Wir wissen, dass dieser Fonds im We-
sentlichen über zwei Einkommensströme
verfügen wird. Der erste Einkommensstrom
besteht ab dem Jahr 2012. Er ergibt sich aus
den sogenannten Förderbeiträgen der Ener-
gieversorgungsunternehmen im Zuge der
Laufzeitverlängerungen; ich komme gleich
darauf zurück. Den zweiten Einkommens-
strom bilden die Einkommen aus der Ver-
steigerung von Emissionszertifikaten.

Wir können inzwischen relativ robust ab-
schätzen, wie viele Emissionszertifikate
Deutschland ab dem Jahr 2013 zur Verfü-
gung stehen werden. Bei der Berechnung
muss man die kostenlosen Zuteilungen und
die Umverteilungen in Richtung Osteuropa
berücksichtigen. Wir modellieren das um-
fangreich. Inzwischen kann man relativ ro-
bust bestimmen, dass wir ab 2013 Berechti-
gungen zur Emission von etwa 200 Millionen
Tonnen pro Jahr - es bewegt sich in dieser
Größenordnung; es variiert um plus/minus
10 Millionen Tonnen - zugunsten des deut-
schen Aufkommens versteigern können.
Wenn man im extrem skeptischen Fall davon
ausgeht, dass der Zertifikatspreis da bleibt,
wo er heute ist, nämlich bei 15 Euro, dann
kann man relativ robust berechnen, dass ein
Aufkommen aus den Versteigerungen von
3 Milliarden Euro zu erwarten ist. Ich bin da
also dezidiert anderer Meinung als die Sach-
verständige Kemfert.

Wir werden demnach 3 Milliarden Euro
einnehmen. Davon muss man die Mittel für
die DEHSt und den Haushaltsvorbehalt von
900 Millionen Euro abziehen. Daraus folgt,
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dass es in den Jahren 2011 und 2012 keinen
Zufluss von Mitteln aus dem Verkauf von
Emissionsberechtigungen zum geplanten
Sondervermögen geben wird. Ab 2013 bis
2020 - zwar endet der Emissionshandel nicht
im Jahr 2020, aber für den Zeitraum bis 2020
liegen uns robuste Allokationsregeln vor - ist
ein Einkommen in der Größenordnung von
jährlich 2,0 bis 2,2 Milliarden Euro zu erwar-
ten.

Ich habe es mir nicht verkneifen können,
eine Sensitivitätsberechnung vorzunehmen.
Das Interessante ist: Wenn die Effekte der
Laufzeitverlängerung auf die Preise für CO2-
Emissionszertifikate so gewaltig sein werden,
wie es manche Gutachter annehmen, dann
wird dies natürlich zu erheblichen Minderein-
nahmen führen. Ich habe allerdings mit ei-
nem Zertifikatspreis von 15 Euro pro Tonne
CO2 gerechnet. Das ist sicherlich eine kon-
servative Annahme. Man kann durchaus mit
Preissteigerungen um 5 bis 10 Euro rechnen;
die Summe würde entsprechend steigen.

Das heißt, ab 2013 stehen dem Fonds
jährlich ungefähr 2 Milliarden Euro aus der
Versteigerung von Emissionsberechtigungen
zur Verfügung. Hinzu kommen die Förder-
beiträge und - das darf man nicht verges-
sen - die Vorabzahlungen von zweimal
300 Millionen Euro und viermal 200 Millionen
Euro. Ab dem Jahr 2017 werden die Förder-
beiträge von 9 Euro je MWh mit den Vorab-
zahlungen verrechnet. Daraus ergeben sich
in den Jahren 2017 und 2018 Beiträge in
Höhe von 300 bis 400 Millionen Euro; diese
steigen in den Jahren 2019 und 2020 auf
mehr als 700 Millionen Euro an. Wir können
für den Zeitraum bis 2020 relativ robust be-
rechnen, dass etwa Dreiviertel des Fonds-
aufkommens aus dem Emissionshandel und
etwa ein Viertel aus den im Rahmen der
Laufzeitverlängerung vereinbarten Förder-
abgaben stammen werden.

Wenn man die Zuflüsse unter der An-
nahme berechnet, dass der Fonds genauso
aufgelegt würde, ohne dass es zu einer Ver-
längerung der Laufzeiten der Atomkraftwerke
und zu den damit verbundenen Sensitivitäten
bei den Preisen von CO2-Emissionszertifi-
katen käme, dann kommt man zu dem Er-
gebnis, dass es möglicherweise ein Negativ-
geschäft ist. Das ist aber eine andere De-
batte.

Ich unterscheide mich sicherlich von Ih-
nen, Herr Bonde, weil ich sage: Aus klima-
politischer Sicht ist der Fonds eine extrem

gute Idee. Das Stop and go der Förderpolitik,
das wir in den letzten Jahren erlebt haben,
hat zu Effektivitäts- und Effizienzverlusten
geführt. Solche Verluste können mit einem
solchen Fonds verhindert werden.

Eine Bewertung der Förderbeiträge für die
einzelnen Bereiche - das habe ich in meiner
Stellungnahme auch explizit ausgeführt -
verbietet sich im Moment, solange man keine
Gesamtbilanz aus Haushaltsansätzen und
diesem Sondervermögen bildet.

Aber man muss deutlich sagen, und auch
das habe ich ausgerechnet: Die Förderbei-
träge, die sich aus der Laufzeitverlängerung
ergeben, werden überwiegend nach dem
Jahr 2020 anfallen. Bis 2020 werden es un-
gefähr 3,5 Milliarden Euro sein, zwischen
2021 und 2030 etwa 8 Milliarden Euro und
anschließend noch einmal etwa 2 Milliarden
Euro. Der größte Teil der Mittel aus der Lauf-
zeitverlängerung, die eventuell zur Förderung
erneuerbarer Energien und von Wissenschaft
und Forschung eingesetzt werden können,
wird also nach dem Jahre 2020 bereitstehen.

Der größte Beitrag stammt aus den Emis-
sionshandelserträgen. Das kann man heute
zumindest bis zum Jahr 2020 sehr deutlich
prognostizieren. Wenn man einmal davon
ausgeht, dass die kostenlose Zuteilung für
Industrieanlangen nach 2021 weiter abge-
schmolzen wird, bewegt man sich in einer
Größenordnung von zumindest 2 Milliarden
Euro jährlich. Damit kann man schon etwas
anfangen. Wie gesagt: Das sind andere Grö-
ßenordnungen als die 200 oder 300 Millionen
Euro, die aus dem anderen Einkommens-
strom zu erwarten sind.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Ich
habe eine Frage an Herrn Professor Hom-
burg. Die rechtliche Zulässigkeit der Kern-
brennstoffabgabe ist in Stellungnahmen und
auch zuvor schon in den öffentlichen Debat-
ten infrage gestellt worden, und zwar unter
drei Gesichtspunkten: hinsichtlich des Euro-
parechts, im Hinblick auf die finanzverfas-
sungsrechtliche Seite und bezüglich der Ei-
gentumsgarantie. Wenn Sie dazu bitte Stel-
lung nehmen könnten?

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): Die Vorsitzende lässt eine
Frage zu, die aus ungefähr 25 Einzelfragen
besteht.

(Heiterkeit)
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Vorsitzende Petra Merkel: Die war ge-
schickt gestellt.

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): In der Literatur gibt es
inzwischen viele Stellungnahmen, insbeson-
dere vonseiten der Energieversorger, in de-
nen Argumente gegen die rechtliche Zuläs-
sigkeit der Kernbrennstoffabgabe vorge-
bracht werden.

Ich gehe zunächst auf das Europarecht
ein. Das ist im Grunde am einfachsten zu
beantworten. Es gibt eine solche Kernbrenn-
stoffabgabe in Schweden, und es gab sie
auch in den Niederlanden. In Schweden wird
sie seit den 80er-Jahren erhoben. Das hat
eine Diplomandin von mir herausgefunden,
die ich auf dieses Thema angesetzt hatte.
Wenn die Kernbrennstoffabgabe wirklich so
europarechtswidrig wäre, wie zum Beispiel
Clifford Chance schreibt, hätte die Europäi-
sche Kommission schon längst tätig werden
müssen.

Die Kernbrennstoffsteuer verstößt ein-
deutig nicht gegen die Energiesteuerricht-
linie. Das ergibt sich klar aus Art. 2 der euro-
päischen Energiesteuerrichtlinie, worin auf-
gezählt ist, für welche Energieerzeugnisse
diese Richtlinie gilt. Diese Energieerzeug-
nisse sind anhand von Codes der kombi-
nierten Nomenklatur definiert; genauer geht
es überhaupt nicht. Umgangssprachlich redet
man von Kohle, Öl und dergleichen. Kern-
brennstoff fällt nicht unter die Energiesteuer-
richtlinie. Deshalb ist jedes darauf basie-
rende Argument, diese Kernbrennstoffsteuer
sei europarechtswidrig, verfehlt. Es spricht
auch sonst kein rechtliches Argument gegen
die Erhebung dieser Steuer. Es handelt sich
bei ihr um eine nicht harmonisierte Ver-
brauchsteuer im Sinne der Systemrichtlinie,
die jeder Staat so erheben kann, wie er es
möchte.

Die geplante Steuer - darauf möchte ich
Sie hinweisen - verstößt allerdings gegen ein
ökonomisches Prinzip, nämlich das Bestim-
mungslandprinzip. Diese Steuer soll nach
dem Ursprungslandprinzip erhoben werden
und bedeutet deshalb für die Betreiber von
Kernkraftwerken in Deutschland wettbewerb-
lich einen Nachteil. Aber das Bestimmungs-
landprinzip ist ein rein ökonomisches Prinzip,
nach dem zum Beispiel die harmonisierten
Verbrauchsteuern und insbesondere die
Mehrwertsteuer erhoben werden. Es ist kein

juristisches Prinzip. Insofern ist die Kern-
brennstoffabgabe europarechtlich vollkom-
men unbedenklich.

Weiterhin wird angeführt, die geplante
Kernbrennstoffsteuer sei keine Steuer, die
man auf der Basis des geltenden Grund-
gesetzes erheben könne, sondern es sei
eine Steuer sui generis; um sie zu erheben,
müsse man zunächst das Grundgesetz än-
dern. Hierzu vertrete ich folgende Meinung:
Die Gesetzgebungskompetenz liegt in die-
sem Fall nach Art. 105 Abs. 2 beim Bund,
weil die Kernbrennstoffsteuer eine Ver-
brauchsteuer nach Art. 106 Abs. 1 Nr. 2
Grundgesetz ist.

In der Literatur gibt es - sofern die Argu-
mente nicht schlicht interessengeleitet sind -
starke Unsicherheiten darüber, ob eine
Kernbrennstoffsteuer eine Verbrauchsteuer
ist. Diese Unsicherheiten liegen darin be-
gründet, dass wir seit Jahrzehnten nicht über
neue Verbrauchsteuern diskutiert haben. Wir
haben die meisten Verbrauchsteuern vor
Jahrzehnten abgeschafft. Insofern handelt es
sich hier um ein Novum.

Deshalb möchte ich kurz erläutern: Eine
Verbrauchsteuer setzt begrifflich nicht vo-
raus, dass der Endverbraucher belastet wird.
Das ist einfach falsch. Man muss Art. 106
Grundgesetz im historischen Kontext aus-
legen. Bis Ende der 70er-Jahre gab es in
Deutschland beispielsweise noch eine Essig-
säuresteuer. Das war eine Verbrauchsteuer
im Sinne des Art. 106 Grundgesetz, die dem
Bund zustand. Sie belastete einen Produk-
tionsfaktor; denn kein Endverbraucher han-
tiert mit Essigsäure. Das Argument, dass laut
Grundgesetz nur Steuern, die den Endver-
braucher belasten sollen, erhoben werden
können, ist deshalb falsch.

Ich will jetzt nicht auf die vielen weiteren,
sondern nur noch auf folgenden Punkt ein-
gehen: In der Literatur wird angeführt, dass
es sich bei der Kernbrennstoffabgabe des-
halb um keine Verbrauchsteuer handele, weil
der Kernbrennstoff nicht verbraucht würde im
Sinne von „in seiner Substanz vernichtet“.
Dieses Argument ist aus meiner Sicht voll-
kommen abwegig. Zur Illustration möchte ich
auf die Kaffeesteuer verweisen. Die Kaffee-
steuer ist sicherlich eine Verbrauchsteuer;
sie wird erhoben. Wenn Sie aber in den Kaf-
feefilter schauen, nachdem Sie den Kaffee
zubereitet haben, befindet sich immer noch
Kaffee in dem Filter. Es sind lediglich die
Röststoffe herausgezogen worden.
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(Heiterkeit - Zuruf: Rückerstat-
tungsantrag!)

Genauso verhält es sich hier auch. Wir
führen einen Brennstab ein mit bestimmten
Uran- und Plutoniumisotopen, die daraufhin
zerfallen. Am Schluss ist das Brennelement,
wie man umgangssprachlich richtig sagt,
abgebrannt. Insofern handelt es sich hier
ganz klar um eine Verbrauchsteuer, die der
Bund nach den Art. 105 und 106 Grund-
gesetz erheben kann.

Der letzte Punkt betrifft die Eigentums-
garantie. Jede Steuer greift in Eigentums-
rechte ein. Dadurch wird sie nicht verfas-
sungswidrig. Die eigentliche Frage muss
immer lauten, ob das Eigentumsrecht in sei-
nem Wesensgehalt angetastet wird. Dann ist
die Steuer verfassungswidrig. Finanzwissen-
schaftlich spricht man in diesem Zusammen-
hang von einer Erdrosselungssteuer. Die
nicht nur ganz herrschende, sondern die
einheitliche Meinung sagt, dass Erdrosse-
lungssteuern unzulässig sind.

Diesbezüglich sehe ich in Deutschland
aber nur eine Steuer, die ich persönlich für
verfassungswidrig halte, und das ist die Al-
kopopsteuer. Diese Steuer war auf erdros-
selnde Wirkung angelegt und hat diese Wir-
kung auch entfaltet. Die Rechtsprechung
sagt: Wenn der Gesetzgeber ein bestimmtes
Verhalten, zum Beispiel das Trinken von
Alkopops, nicht tolerieren will, dann sollte er
nicht zu Steuern greifen, sondern dieses
Verhalten untersagen.

Bei der Kernbrennstoffsteuer - das haben
viele Sachverständigenkollegen in ihren
Stellungnahmen vorgerechnet - geht es um
die Abschöpfung eines zusätzlichen Gewinns
der Kernkraftwerkbetreiber. Hiervon geht
ersichtlich keine erdrosselnde Wirkung aus.
Deshalb halte ich diese Steuer auch unter
dem Gesichtspunkt des Art. 14 Grundgesetz
für vollkommen unbedenklich.

Dr. Matthias Miersch (SPD): Ich habe
zwei Fragen an Herrn Dr. Ziesing. Wir haben
gerade gehört, dass die rechtliche Grundlage
für die Erhebung der Kernbrennstoffsteuer
durchaus herleitbar ist.

Vor diesem Hintergrund möchte ich wis-
sen: Wie beurteilen Sie die Anlage dieser
Kernbrennstoffsteuer in dem vorliegenden
Gesetzentwurf? Als Hauptbegründung wer-
den die Mehrkosten im Zusammenhang mit
der Sanierung von Asse II angeführt, wohin
vermutlich ein großer Teil der Erlöse fließen

wird. Man könnte auch andere Begründun-
gen finden, beispielsweise die Bevorzugung
der Atomenergie beim Handel mit Emis-
sionszertifikaten. Man könnte damit sogar
begründen, dass diese Steuer nicht befristet
sein sollte, sondern länger erhoben werden
kann. Ich will hier deutlich machen, dass
meine Fraktion natürlich gegen die Laufzeit-
verlängerung ist. Aber auch der Ausstiegs-
beschluss sieht die Möglichkeit einer Lauf-
zeitverlängerung bis 2022 vor.

Die erste Frage: Ist das, was man eigent-
lich mit dem Kernbrennstoffsteuergesetz
erreichen will - Zusatzgewinne abschöpfen,
die großen Herausforderungen aufnehmen,
die Herr Professor Umbach beschrieben
hat -, in der jetzigen Anlage des Gesetzes
überhaupt gewährleistet? Werden nicht viel-
mehr die Erträge für die Sanierung von
Asse II oder Morsleben verbraucht?

Die zweite Frage betrifft die Ausstattung
des Fonds, in den ja die Zusatzgewinne flie-
ßen sollen. Wie sehen Sie das Verhältnis der
Zusatzgewinne zu den zu erwartenden Ein-
zahlungen der vier großen Energiekonzerne?

Sachverständiger Dr. Hans-Joachim
Ziesing: Zunächst folgende grundsätzliche
Bemerkung: Völlig unabhängig von der Frage
nach der Laufzeitverlängerung und den Ver-
wendungszwecken gibt es genügend Be-
gründungen, einen Energieträger zu besteu-
ern; das ist ja bei vielen anderen Energie-
trägern auch der Fall. Insofern gibt es auch
hinreichende Begründungen dafür, eine
Kernbrennstoffsteuer erheben zu können.
Rechtlich würde meines Erachtens dagegen
auch aus den Gründen nichts sprechen, die
gerade genannt worden sind.

Die Verwendung ist ein anderes Problem.
Die Frage lautet: Wer ist zuständig für die
anfallenden Kosten - in Asse etwa -, um das
in Ordnung zu bringen, was dort falsch ge-
laufen ist? Möglicherweise könnte das den
Verursachern mit angerechnet werden. Das
ist aber eine ganz andere Thematik.

Die Frage, ob diese Steuer für die Finan-
zierung des Sonderfonds taugt - hierauf sind
bereits Vorredner eingegangen -, richtet sich
zunächst danach, wie hoch das zu erwar-
tende Aufkommen aus der Brennstoffsteuer,
so wie sie angelegt ist, überhaupt sein wird.

Die Rechnung, die der Kollege
Dr. Matthes in seiner Stellungnahme vorge-
legt hat und die auf einem relativ einfachen
Dreisatz basiert, besagt ja: Setzt man die
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aktuell geplanten 145 Euro je Gramm Kern-
brennstoff ein, erreicht man die 2,3 Milliarden
Euro im Jahr überhaupt nicht; man wird so-
gar noch weit darunter liegen. Die Zielset-
zung des EKFG, die Einnahmen aus der
Kernbrennstoffsteuer, die über 2,3 Milliarden
Euro hinausgehen, in den Fonds fließen zu
lassen, wird nicht verwirklicht werden kön-
nen, weil dieses „darüber hinaus“ nicht ge-
schehen wird. Das heißt, dass eine der we-
sentlichen Einnahmequellen für den Fonds
keine Rolle spielen wird.

Wenn wir schon bei diesem Thema sind:
Von den vier in § 4 Abs. 1 EKFG genannten
Einnahmequellen sind neben dem bereits
genannten Abschöpfungsbetrag und dem
Förderbetrag sicherlich die Zertifikatserlöse
der wichtigste Faktor. Man mag darüber
streiten, ob man, wie der Kollege Dr. Matthes
sagt, von 3 Milliarden Euro ausgeht. Es ist
ungefähr ein Zertifikatspreis von 15 Euro je
Tonne CO2 unterstellt. Bei dem geplanten,
sehr ambitionierten Emissionshandel nach
2013 würde ich auch höhere spezifische
Zertifikatspreise nicht ausschließen. Man
gerät sehr schnell in Größenordnungen, die
noch ein Stück darüber liegen könnten. In-
sofern dürfte es sich hier im Grunde um die
dominante Einnahmequelle handeln. - Aber
mit Verlaub: Diese Einnahmequelle hat mit
der Laufzeitverlängerung nichts zu tun.

Ich komme nun zum Förderfondsvertrag.
Es handelt sich hierbei um ein ausgespro-
chen kompliziertes Gebilde. Man sollte ein-
mal einen ordentlichen Mathematiker damit
beauftragen, sich einen Algorithmus zu
überlegen, mit dem man später bei der
Überprüfung feststellen kann, an welcher
Stelle eigentlich etwas schiefgegangen ist
oder nicht. Das wird schon schwierig genug.

Betrachten wir aber einmal das Aufkom-
men insgesamt: Ab 2017 wird - so steht es
im Entwurf zur 11. Gesetzesnovelle des
Atomgesetzes - die zusätzliche Elektrizitäts-
menge auf 1 477,133 TWh geschätzt. Multi-
pliziere ich das mit 9 Euro je MWh oder ein-
facher mit 0,9 Cent je kWh, komme ich über
die gesamte Periode auf einen Abschöp-
fungsbetrag, der sich in einer Größen-
ordnung von 13 bis 13,5 Milliarden Euro be-
wegt. Dies ist, gemessen an dem, was an-
dere Kollegen berechnet haben, in der Ku-
mulierung der Extraprofite kein wahnsinnig
hoher Betrag, zumal er den gesamten Zeit-
raum nach 2013 bereits mit einbezieht. Dies
würde einen zusätzlichen jährlichen Betrag in

der Größenordnung von 770 bis
780 Millionen Euro bedeuten, unterstellt,
dass die letzte Kernkraftanlage im Jahr 2034
vom Netz gehen wird.

Beziehe ich noch die Gegenpositionen
ein, so die Anrechnung der von 2011 bis
2016 gezahlten Vorausleistungen in Höhe
von 1,4 Milliarden Euro, komme ich auf rela-
tiv bescheidene Größenordnungen. Wenn ich
weitere Gegenrechnungen aufmache, etwa
die Minderungsmöglichkeiten des Förderbei-
trags bei Überschreiten der Nachrüstkosten
von 500 Millionen Euro, dann denke ich,
dass, gemessen an den Dimensionen der
Ersteigerungsbeträge, der Fonds vergleichs-
weise schwach ausfällt. Das wird nicht den
großen Durchbruch bringen.

Herrn Professor Umbach möchte ich sa-
gen: Ich halte den Förderfonds für richtig und
gut und für wesentlich. Er ist aber für die
anstehenden Probleme viel zu gering dimen-
sioniert. Zum einen kommt so, wie er derzeit
konzipiert ist, offenkundig die Finanzierung
nicht richtig zustande. Zum anderen ist die
Verwendungsseite zu nennen: Ungefähr
3,8 Milliarden Euro bis 2017, wenn ich die
Beträge in den vorgelegten Wirtschaftsplä-
nen richtig addiert habe, sind doch relativ
schwach dimensioniert.

Insofern liegt hier ein sehr richtiger Ansatz
vor, den ich nachdrücklich unterstützen
würde. Ich glaube aber, dass er sowohl auf
der Aufkommensseite wie auch auf der Ver-
wendungsseite etwas zu schwach dimensio-
niert ist.

Otto Fricke (FDP): Mir geht es bei der
Kernbrennstoffsteuer letztlich um marktwirt-
schaftliche Fragen. Vorausgeschickt sei die
Anmerkung, dass wir zum Glück keine reine
Marktwirtschaft, sondern eine soziale Markt-
wirtschaft haben. Das bedeutet, dass die
Politik in Verantwortung entscheidet, in wel-
che Richtung sie welche Abgaben und mit
welchen Effekten für die gesamte Gesell-
schaft steuert. Bei der Frage nach der Ver-
wendung von Kernenergie kann man unter-
schiedlicher Meinung sein; das kann man
aber ebenso bei der Frage, wie lange man
wie viel CO2-produzierende Energien nutzen
will. Mir geht es in diesem Zusammenhang
darum, die Mechanismen des Eingriffs in den
Markt zu verstehen.

Meine erste Frage geht an Frau Professor
Kemfert: Können Sie einen groben Überblick
über die Abgabenbelastung im Bereich
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Energie, insbesondere bei der Stromerzeu-
gung, geben? Ich habe das Gefühl, dass es
da unterschiedliche Ansätze gibt, die auch
vollkommen unterschiedlich berechnet wer-
den; teilweise wird nicht berechnet, wie viele
zusätzliche Kosten sich aufgrund von Netz-
notwendigkeiten ergeben. Da hätte ich gern
eine kurze Übersicht von Ihnen.

Zweiter Punkt: Ich möchte wissen - und
das richtet sich an Herrn Professor Hom-
burg -, ob nach Ihren Erkenntnissen durch
das, was jetzt geplant wird, auf dem Markt
Verdrängungseffekte entstehen und, wenn
ja, welche?

Sachverständige Prof. Dr. Claudia
Kemfert (Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung e. V.): Wenn ich es richtig ver-
stehe, fragen Sie nach der Abgabenbelas-
tung beim Strompreis und der Einwirkung
von verschiedenen Abgaben auf diesen. Für
die genaue Berechnung der Netzentgelte,
die notwendig sind, um diesen Umbau des
Energiesystems zu gewährleisten, gibt es
unterschiedliche Modelle, sowohl von der
dena - der Deutschen Energie-Agentur - als
auch in anderen Studien, die von einer Grö-
ßenordnung - so habe ich es auch beim
Energiekonzept verstanden - von bis zu
20 Milliarden Euro ausgehen, die zusätzlich
notwendig sind.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist
aber, dass man nicht nur über Netze redet,
sondern auch über Stromspeicher. Denn in
dem Moment, wo wir die Möglichkeit haben,
Strom aus erneuerbaren Energien besser
und intensiver und auch in einem größeren
Volumen zu speichern, ist natürlich der Um-
fang des Ausbaus der Netze etwas geringer
zu veranschlagen. Das muss man immer im
Zusammenhang sehen.

Der zweite Punkt, der noch sehr intensiv
diskutiert werden wird, ist die Förderung der
erneuerbaren Energien, die sich durch die
Umlage auch auf den Strompreis auswirken
wird. Es gab eine enorme Nachfragesteige-
rung nach Photovoltaik-Strom, was letztend-
lich die Umlage deutlich nach oben getrieben
hat und noch weiter nach oben treiben wird.
Aktuelle Berechnungen gehen davon aus,
dass ab dem kommenden Jahr bis zu
3,5 Cent pro kWh auf den Strompreis aufge-
schlagen werden. Hier wird man im Auge
behalten müssen, wie weit man diese Um-
lage stabilisierend ausrichten kann.

Die Stromsteuer in dem jetzigen Umfang
ist bekannt. Das wirkt sich auch noch auf den
Strompreis aus.

Es geht darum, die Kernbrennstoffsteuer
zu bewerten, die aus unserer Sicht nicht auf
den Strompreis durchschlagen darf. Denn
wenn wir ausreichend Wettbewerb haben,
haben die Konzerne keine Möglichkeit, die
Steuer auf den Strompreis umzulegen. Denn
der Strompreis, gerade auch der Börsen-
strompreis, ermittelt sich aus den Kosten des
teuersten Kraftwerks, des Grenzkraftwerks;
das ist die sogenannte Merit Order. Der
Strom anderer Kraftwerke kann noch sehr
viel teuer sein. Mit einem abgeschriebenen
Kernkraftwerk kann so preisgünstig wie mit
kaum einer anderen Energieart Strom produ-
ziert werden. Dadurch erhöhen sich die Ge-
winne der Konzerne, und eine Gewinn-
abschöpfung ist möglich; das ist gut und
richtig.

Auf der anderen Seite muss man beach-
ten: Wenn man die Laufzeiten der Kernkraft-
werke verlängert, muss man für Wettbewerb
sorgen. Wenn die vier großen Energiekon-
zerne zusätzliche Kernkraftwerkskapazitäten
bekommen und gleichzeitig Kraftwerke er-
setzen, zum Beispiel alte Kohlekraftwerke,
kann es zu Verzerrungen kommen. Man
muss aufpassen, dass es keine Marktbevor-
teilung, keine Wettbewerbsverzerrung gibt.
Hier muss von der Politikseite gegebenen-
falls eingegriffen werden, entweder kartell-
rechtlich oder durch eine Verschiebung von
Kraftwerkskapazitäten hin zu kleineren An-
bietern, zu Stadtwerken, zu mittelständischen
Energieanbietern.

Das ist beim Strompreis elementar: Die
Steuer darf nicht auf den Strompreis umge-
legt werden. Sollte dies passieren, müssen
Sie korrigierend eingreifen; denn es ist wich-
tig, dass man die Gewinne abschöpft. Wir
finden diese Kernbrennstoffsteuer so wichtig
und gut, weil man diese Zusatzgewinne ab-
schöpft. Man darf nicht von den zusätzlichen
Belastungen ausgehen, die eine solche
Steuer beim Strompreis haben würde.

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): Herr Fricke, Sie hatten
nach den ökonomischen Auswirkungen die-
ser Abgabe gefragt, insbesondere danach,
ob es Verdrängungseffekte geben wird. Ich
bin mir da nicht sicher. Normalerweise kann
man sich zur Überwälzung einer Steuer dann
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relativ klar äußern, wenn man es mit wettbe-
werblichen Märkten zu tun hat. In diesen
Fällen kann man anhand einer ausgebauten
Theorie zeigen, wen die Steuer letztlich tref-
fen wird. Hier geht es aber um einen Markt
mit eingeschränktem Wettbewerb.

Nach allem, was ich dazu gelesen habe,
spricht eine überwiegende Wahrscheinlich-
keit dafür, dass die Steuer weitgehend die
Betreiber der Kraftwerke treffen wird, also
nur unvollkommen oder fast gar nicht über-
wälzt wird, ohne dass es dabei zu einer Ver-
drängung im Sinne einer Erdrosselung
kommt. Aufgrund der zeitlichen Befristung
kann man mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit ausschließen, dass ein-
zelne Kraftwerke wegen der Kosten durch
diese Steuer abgeschaltet werden.

Bei einer unbefristeten Steuer wäre das
anders. Dann würde sich in 20 oder 30 Jah-
ren die Frage stellen, ob die Kernkraft ange-
sichts hochgeschraubter Sicherheitsstan-
dards noch die billigste Form der Energie-
erzeugung ist. Aus meiner Sicht bestehen
keine Bedenken bezüglich eines möglichen
Verdrängungseffekts. Ob man die Steuer
einführt, ist vor allem eine rechtspolitische
Frage, also eine Frage, die Sie als Abgeord-
nete entscheiden müssen.

Ich darf noch einen Punkt anschließen,
weil ich einem Kollegen bezüglich der Wir-
kungen dieser Abgabe auf den Fonds wider-
sprechen möchte. Herr Dr. Matthes, Sie hat-
ten vorgerechnet, dass sich brutto ein Auf-
kommen von in der Spitze 2,255 Milliarden
Euro ergibt. Das sind rund 2,3 Milliarden
Euro. Dabei gibt es natürlich eine Schätz-
unsicherheit. Davon haben Sie die ertrag-
steuerlichen Mindereinnahmen abgezogen,
die sehr wichtig sind und die in diesem Ent-
wurf gar nicht diskutiert werden. So kann
man haushaltsrechtlich nicht rechnen. Nach
§ 4 des geplanten EKFG werden in den
Fonds Einnahmen aus der Kernbrennstoff-
steuer, soweit sie 2,3 Milliarden Euro jährlich
übersteigen, eingestellt. Etwaige Minderein-
nahmen bei Gewerbesteuer und Körper-
schaftsteuer bleiben dabei außer Betracht.

(Sachverständiger Dr. Felix
Christian Matthes (Öko-Institut

e. V.): Das habe ich so nicht ge-
sagt!)

- Sie haben bei Ihrer Nettobetrachtung
25 Prozent Ertragsteuer abgezogen.

(Sachverständiger Dr. Felix
Christian Matthes (Öko-Institut

e. V.): Beim Aufkommen der Kern-
brennstoffsteuer, die nichts mit dem

Fonds zu tun hat!)

- So können Sie nicht rechnen. Sie können
nicht von dem Nettoansatz ausgehen.

Vorsitzende Petra Merkel: Wir schaffen
es nicht, Ihnen zu folgen, wenn sich die
Sachverständigen jetzt untereinander die
Bälle zuwerfen.

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): In Ordnung. Ich führe
meinen Satz jetzt einfach zu Ende. - Ein
Fehler in dem Entwurf liegt aus meiner Sicht
darin, dass immer nur mit dem Bruttoauf-
kommen dieser Steuer gerechnet wird, den
geschätzt 2,3 Milliarden Euro, ohne zu be-
rücksichtigen, dass die Ertragsteuereinnah-
men um ungefähr 500 Millionen Euro zu-
rückgehen werden. Davon trifft - aus der
Hand geschätzt - eine Viertelmilliarde den
Bund und die andere Viertelmilliarde, nämlich
die Hälfte der Körperschaftsteuer plus Ge-
werbesteuer und Gewerbesteuerumlage,
Länder und Gemeinden. Deshalb ist es nicht
so, dass eine Verabschiedung dieses Ge-
setzentwurfs keine finanziellen Auswirkungen
auf die Länder und Gemeinden hat oder - so
steht es im Entwurf sogar - nur insoweit, als
diese Steuer überwälzt wird. Sie hat gerade
dann Auswirkungen, wenn sie nicht über-
wälzt wird.

Sabine Stüber (DIE LINKE): Ich habe
zunächst eine Frage an Herrn Dr. Matthes.
Die Bundesregierung schreibt in ihrem Ener-
giekonzept, sie wolle den überwiegenden
Teil der Zusatzgewinne, die die AKW-Betrei-
ber aufgrund der Laufzeitverlängerung er-
zielen, abschöpfen; ein überwiegender Teil
ist mehr als die Hälfte. Meine Frage lautet:
Sind Sie der Meinung, dass ihr das mit der
Kernbrennstoffsteuer und dem Förderfonds-
vertrag gelungen ist?

Meine zweite Frage richte ich an Herrn
Dr. Ziesing. Im ersten Gesetzentwurf zur
Kernbrennelementesteuer war noch ein Satz
von 220 Euro pro Gramm Brennstoff vorge-
sehen. Im Kabinettsentwurf sind es jetzt nur
noch 145 Euro pro Gramm Brennstoff. Trotz
der unterschiedlichen Steuerhöhe geht man
in beiden Gesetzentwürfen von jährlichen
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Einnahmen für den Bund in Höhe von
2,3 Milliarden Euro aus. Bei welchem der
beiden Gesetzentwürfe hat man sich ver-
rechnet?

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Das ist schwie-
rig zu beantworten, weil ich nicht weiß, wie
die Berechnungen zustande gekommen sind.
Ich kann sie nur zurückrechnen. Klar ist: Die
Begründung für die Einführung der Kern-
brennstoffsteuer war im ersten Gesetzent-
wurf eine andere. Laut erstem Gesetzentwurf
wollte man die Zusatzerträge, die sich aus
der Einführung des Emissionshandels erge-
ben, abschöpfen. Der derzeitige Preis im
Terminmarkt für CO2-Emissionsberechtigun-
gen liegt bei etwa 15 Euro je MWh. Das
wollte man abschöpfen. Die Bandbreite der
Preise bewegt sich zwischen 13 und 15 Euro
je MWh. Diese leistungs- und risikolosen
Zusatzgewinne, die ja das Ergebnis einer
klimapolitischen Intervention sind, wollte
man, wie gesagt, abschöpfen. - Das ist die
Antwort auf die eine Frage.

Ich komme zur Beantwortung Ihrer zwei-
ten Frage. Noch einmal: Die Einnahmen aus
der Kernbrennstoffsteuer gehen, soweit sie
jährlich 2,3 Milliarden Euro nicht überschrei-
ten - das können sie nach Adam Riese bei
dem jetzt vorgesehenen Steuersatz gar
nicht - nicht in den Fonds, sondern in den
Bundeshaushalt. Da stellt sich die Frage:
Wie hoch ist das Nettoaufkommen, wenn Sie
die Ertragsteuern berücksichtigen?

Ich durfte in unserem Papier nicht so viel
dazu schreiben. Wir haben das für Bund,
Länder und Gemeinden untergliedert; unser
Modell gibt das her. Bei dem heutigen Satz
kommen wir auf ein Nettoaufkommen aus
der Kernbrennstoffsteuer für den Bundes-
haushalt in Höhe dieser berühmten 1,7 Mil-
liarden Euro. Bei einem Steuersatz von etwa
200 Euro pro Gramm Uran würde sich ein
Nettoaufkommen von etwa 2,3 Milliarden
Euro ergeben. Das heißt, mit 220 Euro pro
Gramm würde das Nettoaufkommen über
2,3 Milliarden Euro liegen.

Dann stellt sich die Frage, wie man das
mit den Ertragsteuern, die sich aus den Lauf-
zeitverlängerungen ergeben, verrechnet; das
ist sehr komplex. Unsere Modellrechnung
zeigt, dass der Bund durch die Kernbrenn-
stoffsteuer und die zusätzlichen Ertrag-
steuern auf die Gewinne durch die Laufzeit-
verlängerung in 2011 und 2012 ungefähr

2 Milliarden Euro Einnahmen haben wird.
Länder und Kommunen werden in den
nächsten zwei Jahren - dies ist vereinfacht
gerechnet; wir haben die Gemeinschaft-
steuern, also Körperschaftsteuer und Ge-
werbesteuer, komplett den Kommunen zuge-
rechnet - Mindereinnahmen in einer Größen-
ordnung von 110 und 220 Millionen Euro
verzeichnen. Das unterscheidet sich je nach
Jahr ein bisschen. Im Jahr 2016 werden
Länder und Kommunen bei plus/minus null
stehen. Der Bund wird unter Berücksichti-
gung der Ertragsteuern aufgrund der Lauf-
zeitverlängerungen bei ungefähr 2,2 Milliar-
den Euro liegen.

Das ist eine komplexe Modellrechnung,
bei der unter anderem davon ausgegangen
wird, dass die Betriebskosten der Kernkraft-
werke in einer Größenordnung von - so
nehmen wir es an - unter 2 Cent pro kWh
liegen. Wenn die Betriebskosten der Kern-
kraftwerke so hoch sind, wie es inzwischen
manchmal behauptet wird - Frau Kemfert hat
2,8 Cent postuliert; es gibt auch noch andere
Größen -, dann würden diese Ertragsteuern
auf der Habenseite deutlich geringer ausfal-
len. Ich glaube das aber nicht, weil diese
Kostenansätze aus drei Gründen nicht plau-
sibel sind.

Erstens. Anfang des Jahrzehnts hatten
wir Großhandelspreise für Strom von 2 Cent
pro kWh. Ein Großteil der Kraftwerke hätte
somit seine Vollkosten - dies sind auch mit-
telfristige Grenzkosten - nicht erwirtschaften
können. Dann hätten wir fast den ganzen
Kernkraftwerkspark stilllegen müssen.

Zweitens. Uns liegen die Zahlen aus den
USA vor; dort werden sie regelmäßig veröf-
fentlicht. Die Betriebskosten der Kraftwerke
dort lagen letztes Jahr bei 1,8 Cent pro kWh.

Drittens. Wenn die Kosten der Kernkraft-
werke so hoch wären, dann hätten die ent-
sprechenden Institute sowohl dem BDI als
auch dem BDEW als auch der Bundesregie-
rung im Hinblick auf das Energiekonzept
Kostenszenarien vorgelegt, in denen die
Kosten der Kernenergie um ein Drittel unter-
bewertet wären. Ich glaube nicht, dass dem
so ist; denn das sind seriöse Kollegen.

Von daher denke ich, dass es diese
Ertragsteuereinnahmen geben wird. Man
muss diese Ansätze aber auch zugrunde
legen, wenn man die Zusatzgewinne ermit-
telt. Wenn man das tut, ergibt sich: Diese
sind deutlich höher, als vielfach behauptet.
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Sachverständiger Dr. Hans-Joachim
Ziesing: Ich habe es jetzt relativ einfach, weil
Kollege Matthes so freundlich war, einiges zu
der zweiten Frage zu sagen. Da man zeigen
kann, dass man mit einer Kernbrennstoff-
steuer von 220 Euro je Gramm durchaus die
Einnahmen in Höhe von 2,3 Milliarden Euro
und vielleicht auch mehr realisieren kann,
muss bei der Änderung von 220 auf
145 Euro pro Gramm etwas geschehen sein.
Denn mit 145 Euro pro Gramm lässt sich die
Berechnung nicht mehr nachvollziehen.
Meine Vermutung ist, dass bei der Erstellung
des jetzt vorliegenden Entwurfs ein kleiner
Irrtum - ich spreche nicht von einem Fehler -
passiert sein muss; das habe ich jetzt liebe-
voll ausgedrückt.

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Ich habe eine Frage an
Andree Böhling. Im aktuellen Haushaltsent-
wurf für 2011 gibt es deutliche Kürzungen in
dem Bereich, der nachher aus dem Energie-
und Klimafonds gespeist werden soll. Das
betrifft zum Beispiel das CO2-Gebäudesanie-
rungsprogramm, bei dem massiv gekürzt
wird. Die Kürzungen im BMU-Haushalt für
2011, unter anderem beim Marktanreizpro-
gramm und beim internationalen Klima-
schutz, übersteigen nach unseren Berech-
nungen 300 Millionen Euro deutlich. Meine
Frage lautet: Wie bewerten Sie das? Besteht
nicht die Gefahr, dass klimarelevante Ausga-
ben in Zukunft vom Haushalt zum Sonder-
vermögen verschoben werden, sodass es zu
einem Nullsummenspiel wird?

Zweitens haben Sie in Ihrer Stellung-
nahme geschrieben, dass in einer aktuellen
Prognos-Studie das Investitionsvolumen im
Bereich der erneuerbaren Energien bis 2020
auf rund 235 Milliarden Euro beziffert wird.
Wie bewerten Sie dieses Investitionsvolumen
angesichts der Laufzeitverlängerung und der
Wettbewerbseffekte?

Sachverständiger Andree Böhling
(Greenpeace e. V.): Ich fange einmal mit der
grundsätzlichen Frage nach Nutzen und
Kosten des Gesamtpakets an. Ich denke,
man sollte jetzt nicht nur über den Sonder-
fonds und die Kernbrennstoffsteuer spre-
chen, sondern man muss eine Gesamtbilanz
ziehen. Das möchte ich hier in aller Kürze
tun.

Wir sehen auf der einen Seite zusätzliche
Einnahmen durch die Kernbrennstoffsteuer

und den Sonderfonds. Die Kollegen hier ha-
ben deutlich gemacht, dass die Einnahmen
möglicherweise deutlich geringer sein wer-
den, als es die Bundesregierung prognosti-
ziert. Diese geht von zusätzlichen Einnah-
men - zunächst aufgrund der Laufzeitverlän-
gerung - in Höhe von ungefähr 30 Milliarden
Euro aus.

Dem stehen erhebliche zusätzliche Kos-
ten für den Bund, für die Bundesbürger und
erhebliche zusätzliche Risiken durch eine
längere Laufzeit der Atomkraftwerke bis
2040, 2050 - so genau weiß das niemand -
gegenüber. Schließlich gibt es auch fiskal-
politisch enorme Risiken. Kollege Ludewig
hat darauf hingewiesen, dass gestern das
Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft
eine neue, aktualisierte Studie vorgelegt hat.
Demnach gibt es auch heute noch eine Sub-
ventionierung, einen Förderwert für die
Atomkraft von ungefähr 4,3 Cent pro kWh.
Die externen Kosten sind darin noch nicht
enthalten. Das zeigt: Auf der Negativseite
gibt es extrem hohe Kosten, die der Bund
bzw. die Bundesbürger zu tragen haben und
die durch Laufzeitverlängerungen nochmals
erhöht werden. Denn die Kosten aufgrund
der Laufzeitverlängerung sind in die Bilanzie-
rung noch gar nicht eingegangen.

Nun konkreter zu Ihren Fragen: Durch die
Laufzeitverlängerung sollen für den Sonder-
fonds - unabhängig von den anderen Rege-
lungen - Mittel im Umfang von etwa
16 Milliarden Euro generiert werden. Im Zeit-
raum bis 2020 liegen die Investitionen, die
durch andere Regelungen, zum Beispiel
durch das Erneuerbaren-Energien-Gesetz,
ausgelöst werden, zusammengerechnet -
zuletzt hat das Prognos-Institut diese Be-
rechnung für den Bundesverband Erneuer-
bare Energie durchgeführt - bei einem Volu-
men in Höhe von über 220 Milliarden Euro.
Das zeigt, dass die Relevanz dessen, was
durch den Sonderfonds zusammenkommt,
im Vergleich dazu als äußerst gering einzu-
stufen ist.

Dazu kommt - das haben Sie gesagt -,
dass durch die jetzige Bundesregierung - das
zeigt eine Rückschau auf die bisherige Re-
gierungsbilanz - erhebliche Kürzungen so-
wohl beim Marktanreizprogramm als auch
bei Maßnahmen der Gebäudeenergieeffi-
zienz, bei den KfW-Programmen, vorge-
nommen wurden. Die entsprechenden Mittel
sollen jetzt wieder angehoben werden, liegen
aber - das sehen wir bei den Gebäudesanie-
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rungsprogrammen - immer noch unter dem
Niveau von 2008.

Ich komme zu dem Schluss, dass der
Nutzen durch eine Laufzeitverlängerung für
die Bundesbürger in der Gesamtbilanz gerin-
ger ist im Vergleich zu den enormen Kosten,
die dadurch zusätzlich ausgelöst werden. Vor
allen Dingen wird die Bevölkerung durch
länger laufende Altmeiler enormen Risiken
ausgesetzt sein. Diese sind - ich verweise
auf den 11. September 2001 - gegen Risiken
wie Terrorangriffe und Flugzeugabstürze
nicht geschützt. Die Bundesregierung hat die
Sicherheitsstandards nicht erhöht, wie sie es
sich zunächst vorgenommen hatte. Von da-
her sind die Risiken größer als der Nutzen.

Norbert Barthle (CDU/CSU): Ich habe
zwei Fragen. Die eine richtet sich an Herrn
Peek, die andere an Herrn Jeggle. Bei der
ersten Frage möchte ich noch einmal auf die
teilweise bereits schon erläuterten Zusam-
menhänge zwischen Kernbrennstoffsteuer
und Ertragsteuerzahlungen zurückkommen
und vor allem auf deren Auswirkungen auf
die Steuereinnahmen von Bund, Ländern
und Gemeinden im gesamten betrachteten
Zeitraum. Ich bitte Herrn Peek, sich dazu zu
äußern.

Herrn Jeggle würde ich bitten, dass er
Aussagen zu der Kernfrage macht, inwieweit
wir die zusätzlichen Gewinne abschöpfen. Es
ist vorgesehen, dass wir etwa 50 Prozent
abschöpfen. Die Opposition wirft uns immer
wieder vor, wir würden weniger abschöpfen.
Ich bitte Sie, uns dazu eine Gesamtrechnung
darzustellen.

Sachverständiger Markus Peek (r2b
energy consulting GmbH): Wir haben ent-
sprechende Berechnungen angestellt. Herr
Dr. Matthes hat eben schon Zahlen dazu
genannt. Zur Einordnung muss ich sagen,
dass die Berechnung von Herrn Dr. Matthes -
er hat das durchaus dargestellt - bezüglich
der Entwicklung der Preise für die CO2-
Emissionsberechtigungen, aber insbeson-
dere der Strompreise auf dem Großhan-
delsmarkt sehr konservativ ist. In der Regel
geht man von deutlich größeren Steigerun-
gen aus und kommt somit bei der Berech-
nung sowohl der zusätzlichen Gewinne von
Kernkraftwerksbetreibern als auch der ent-
sprechenden Ertragsteuerzahlungen und der
Fondsabgabe zu deutlich höheren Zahlen.

Wir haben das für den gesamten Zeit-
raum berechnet. Wie Herr Dr. Matthes ge-
sagt hat, sind mit der Einführung der Kern-
brennstoffsteuer zunächst negative Effekte
auf die Ertragsteuern verbunden. Das ändert
sich ab etwa 2016. Unterstellt man realisti-
sche Annahmen zur Strompreisentwicklung
am Großhandelsmarkt, sind über den ge-
samten Zeitraum, nachdem zunächst nega-
tive Effekte eintreten werden, sehr große
positive Effekte auf die Ertragsteuern zu ver-
zeichnen. In Summe handelt es sich dabei
um etwa 13 Milliarden Euro.

Wenn man sich die Aufteilung auf Bund,
Länder und Gemeinden anschaut, stellt man
fest: Die Mehreinnahmen der Länder betra-
gen über den gesamten Zeitraum etwa 4 Mil-
liarden Euro, die der Gemeinden ungefähr
5,6 Milliarden Euro. Langfristig kann man,
wenn die Kernkraftwerksbetreiber aufgrund
der Laufzeitverlängerung zusätzliche Ge-
winne erwirtschaften, deutlich höhere Ertrag-
steuereinnahmen erwarten.

Sachverständiger Bernhard Jeggle
(Landesbank Baden-Württemberg): Wir ha-
ben uns mit der Abschöpfungsthematik aus
Sicht des Kapitalmarktes bzw. der Versor-
gerunternehmen befasst. Dabei haben wir -
was man in diesem Kontext tun muss - zahl-
reiche Prämissen gesetzt. Unseren Schät-
zungen liegen zwei Strompreisszenarien
zugrunde. Im ersten Szenario sind wir von
einem linear um 3 Prozent pro Jahr steigen-
den Strompreis ausgegangen, im Mittel also
von einem Preis von 78 Euro je MWh. Im
zweiten Szenario haben wir einen konstanten
Strompreis auf dem gegenwärtigen Niveau,
also bei etwa 51 Euro je MWh, zugrunde
gelegt.

Im Gegensatz zu anderen Berechnungen
haben wir die Barwertberechnung bzw. den
Gegenwartswert in den Vordergrund gestellt.
Es ist nämlich von Bedeutung, wann die Be-
lastungen anfallen. In den ersten sechs Jah-
ren werden die Kernkraftwerksbetreiber mehr
Belastungen erfahren als Nutzen haben, weil
nur sehr wenige Kraftwerke von der Laufzeit-
verlängerung profitieren, aber alle Kraftwerke
von der Erhebung der Kernbrennstoffsteuer
betroffen sein werden. In Szenario eins ha-
ben wir für die ersten sechs Jahre eine Ab-
schöpfungsquote von 142 Prozent ermittelt,
in Szenario zwei würde die Abschöpfungs-
quote sogar 176 Prozent betragen. In den
ersten sechs Jahren kommt es also zu einer
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substanziellen Belastung der Kernkraft-
werksbetreiber.

Unter der Voraussetzung, dass die Be-
dingungen während des gesamten Zeitraums
unverändert Bestand haben, kamen wir zu
dem Ergebnis, dass in Szenario eins
52 Prozent und in Szenario zwei 74 Prozent
der zusätzlichen Gewinne abgeschöpft wer-
den. Aus unserer Sicht ist maßgeblich, dass
man sich nicht an den absoluten Werten
orientiert. Die Belastungen fallen nämlich in
den ersten sechs Jahren an, die Rückzah-
lung findet aber erst danach statt. Absolut
betrachtet kamen wir in Szenario eins auf
41 Prozent und in Szenario zwei auf
54 Prozent. Insofern kann ich feststellen:
Wenn es der Bundesregierung darum geht,
die zusätzlichen Gewinne mehrheitlich abzu-
schöpfen, hat sie ihr Ziel erreicht.

Ein Unsicherheitsfaktor sind unserer Mei-
nung nach die Nachrüstungsinvestitionen. In
unseren Berechnungen haben wir ange-
nommen, dass die Betreiber Nachrüstungs-
investitionen in Höhe von insgesamt 3,2 Mil-
liarden Euro tätigen. Geht man von Aufwen-
dungen in Höhe von 500 Millionen Euro je
Block, also von einem Gesamtvolumen von
8,5 Milliarden Euro, aus, würde sich die Ab-
schöpfungsquote signifikant erhöhen. In
Szenario eins würde sie dann 62 Prozent, in
Szenario zwei 91 Prozent betragen.

Da vorhin die Frage gestellt wurde, wa-
rum der vorgesehene Steuersatz von
220 Euro auf 145 Euro je Gramm Kern-
brennstoff gesenkt wurde, eine letzte Bemer-
kung: Wir kamen zu dem Ergebnis, dass die
höhere Variante in dem für uns maßgebli-
chen Szenario zwei über den gesamten Zeit-
raum zu einer exorbitant hohen Abschöp-
fungsquote führen würde; in Szenario zwei
würde sie etwa 135 Prozent betragen, in
Szenario eins 66 Prozent. Das war der
Grund, warum wir uns aus Kapitalmarktsicht
entschieden haben, nicht von einem Betrag
von 2,3 Milliarden Euro nach Steuern, son-
dern vor Steuern auszugehen. Das ist ein
Wert, der realistisch ist und keine enteig-
nungsartige oder erdrosselnde Wirkung
hätte.

Ingrid Arndt-Brauer (SPD): Ich habe
eine Frage an Dr. Matthes und eine Frage an
Herrn Professor Homburg.

Als der Bundesfinanzminister seinen so-
genannten Sparhaushalt in den Bundestag
eingebracht hat, hat er von Einnahmen aus

der Kernbrennstoffsteuer - damals hieß sie
noch etwas anders - in Höhe von
2,3 Milliarden Euro gesprochen. Jeder Zuhö-
rer konnte davon ausgehen: Diese 2,3 Mil-
liarden Euro landen im Haushalt. Damals war
nicht davon die Rede, dass eine Ertrags-
besteuerung durchgeführt wird. Jeder Unbe-
darfte dachte also: Diese 2,3 Milliarden Euro
landen im Haushalt. Da wir uns im Finanz-
ausschuss nicht ganz sicher waren, haben
wir Staatssekretär Koschyk extra noch ein-
mal gefragt: Sind das die Brutto- oder die
Nettoeinnahmen? Daraufhin hat der Staats-
sekretär geantwortet: Die Nettoeinnahmen
betragen 2,3 Milliarden Euro.

Da Sie, Herr Dr. Matthes, so viel gerech-
net haben, möchte ich Sie fragen: Wie hoch
müsste der Steuersatz, bei dem sich inzwi-
schen offensichtlich ein paar Rechtschreib-
fehler eingeschlichen haben, sein, damit man
Nettoeinnahmen in Höhe von 2,3 Milliarden
Euro, die in den Haushalt fließen, erzielt?
Wissen Sie das zufällig, oder weiß das viel-
leicht jemand anders? Hat das irgendjemand
berechnet? Wenn ja, könnten wir das dem
Ministerium mitteilen.

Meine zweite Frage geht an Herrn Pro-
fessor Homburg. Sie haben eben gesagt,
dass auch die Länder und die Kommunen
von der Kernbrennstoffsteuer betroffen sind;
Sie haben das auch begründet. In der Be-
gründung des Gesetzentwurfes ist unter „Fi-
nanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen
Haushalte“ aber nur der Bund erwähnt. Die
Länder und Kommunen sind höchstens dann
betroffen, wenn sie Energie beziehen. Wenn
das, was Sie sagen, stimmt - davon gehe ich
aus; denn Sie sind Sachverständiger -, be-
deutet das doch eigentlich, dass auch der
Bundesrat diesem Gesetzentwurf zustimmen
müsste. Sehe ich das richtig? Beurteilen das
auch Sie so?

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Man kann das
relativ einfach rechnen. Wir rechnen das, wie
gesagt, kraftwerksspezifisch; die entspre-
chenden Tabellen finden Sie hinten in unse-
rer Stellungnahme.

Ganz klar ist, wie der Brennstoffaufwand
zu errechnen ist, nämlich aus Zielabbrand
und Anreicherungsgrad. Wie groß der
Brennstoffaufwand ist, wissen wir relativ ge-
nau. Auch die Höchstmenge der Strom-
erzeugung in den deutschen Kernkraftwer-
ken kennen wir. Alle Prognosen, die für die
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nächsten sechs Jahre von Werten über
160 TWh pro Jahr ausgehen, sind, wie ich
glaube, Träumerei, insbesondere dann, wenn
man die Nachrüstungsinvestitionen berück-
sichtigt. Wenn hohe Nachrüstungsaufwen-
dungen anfallen, dann stehen die Kernkraft-
werke still, dann produzieren sie nicht, und
dann gibt es auch kein Steueraufkommen.
Vor diesem Hintergrund sind wir von einer
Jahresstromproduktion in Höhe von 160 TWh
ausgegangen; das ist die erste Vorausset-
zung.

Die zweite Voraussetzung. Wenn man
das Ganze in Brutto und Netto berechnen
will, dann muss man eine Annahme in Bezug
auf die Höhe der Ertragsteuern treffen. Die
Ertragsteuern sind im Übrigen auch für die
Abschöpfung eine entscheidende Größe.
Das Problem bei den Ertragsteuern ist der
Gewerbesteuerhebesatz. Wir rechnen mit
den Gewerbesteuerhebesätzen der Stand-
ortkommunen und wichten sie. Wenn man so
vorgeht, kommt man zu dem Ergebnis, dass
die Ertragsteuern nicht 30 Prozent, sondern
25 Prozent betragen. Hier besteht allerdings
eine Unsicherheit. Es kann nämlich sein,
dass diese Position im Konzern irgendwo
anders verbucht wird. Wir gehen, wie gesagt,
von den Standortkommunen aus, weil die
entsprechenden Sätze dort, offensichtlich
aus diesen Gründen, vergleichsweise gering
sind. Von daher besteht auch ein hoher An-
reiz, dort zu versteuern. Führt man eine
standortspezifische Berechnung durch,
kommt man bei der Ertragsteuer insgesamt
zu einer Abschöpfungsquote von 25 Prozent.

Der Rest ist Dreisatz. Wenn man davon
ausgeht, dass unter den gegebenen Annah-
men Bruttoeinnahmen von etwas weniger als
2,3 Milliarden Euro erzielt werden, und sich
fragt, wie hoch der Bruttobetrag sein müsste,
um Nettoeinnahmen in dieser Größenord-
nung zu erzielen, ist festzustellen, dass man
dazu ein um ungefähr ein Drittel höheres
Bruttoaufkommen erzielen müsste; da ich
mein Handy ausschalten musste, kann ich
den Betrag jetzt nicht genau ausrechnen.
Auch der geplante Steuersatz von 145 Euro
je Gramm Kernbrennstoff müsste um ein
Drittel höher angesetzt werden.

Um unter den Voraussetzungen, die ich
genannt habe, Nettoeinnahmen von 2,3 Mil-
liarden Euro zu erzielen, müsste also eine
Steuer in Höhe von 190 bis 200 Euro je
Gramm Kernbrennstoff erhoben werden.
Geht man von höheren Ertragsteuersätzen

aus, müsste die Steuer in jedem Fall mehr
als 200 Euro je Gramm Kernbrennstoff be-
tragen. Um ganz konservativ und im Hinblick
auf die Steuerbelastung optimistisch zu sein,
würde ich sagen: Um aus der Kernbrenn-
stoffsteuer das gewünschte Nettoaufkommen
zu erzielen, müsste man die Steuer im Be-
reich von 190 bis 200 Euro je Gramm Kern-
brennstoff ansiedeln.

Außerdem müssen Sie die Frage beant-
worten - ich weiß nicht, wie hier Ihre Gepflo-
genheiten sind -, inwieweit Sie auch die Zu-
satzerträge, die aus der Laufzeitverlängerung
resultieren, in Ansatz bringen wollen. In die-
sem Fall könnten dann allerdings auch die
Vorauszahlungen abgesetzt werden; das ist
eine komplexe Geschichte. In diesem Punkt
wurden unsere Rechnungen durch die des
Kollegen Peek bestätigt, dass es sich für
Länder und Kommunen bis 2016 um ein Ne-
gativgeschäft handelt und dem Bund unge-
fähr 2 Milliarden Euro zufließen.

Dieses Verhältnis dreht sich später um,
aber nur unter der Voraussetzung, dass die
Betriebskosten der Kernkraftwerke tatsäch-
lich so gering sind, wie bisher immer ange-
nommen wurde. Sollten höhere Kosten, wie
sie im Moment kommuniziert werden, anfal-
len, wäre dies nicht der Fall. Sollten höhere
Betriebskosten und Investitionskosten ent-
stehen, wäre somit auch das geplante
Ertragsteueraufkommen nicht oder nur in
deutlich geringerem Ausmaß zu erzielen.

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): Frau Abgeordnete Arndt-
Brauer, ich bin bei den Berechnungen, die
ich in Vorbereitung auf diese Sitzung Pi mal
Daumen durchgeführt habe, bei einem prog-
nostizierten Steueraufkommen in Höhe von
2,3 Milliarden Euro von einem Mindergewinn
der Kraftwerksbetreiber in Höhe von 2 Mil-
liarden Euro ausgegangen. Dies würde be-
deuten, dass 300 Millionen Euro überwälzt
werden können, der größte Betrag aber bei
den Kernkraftwerksbetreibern verbleibt.
Wenn man diese Annahme mit der von Herrn
Dr. Matthes genannten Gesamtertragsteuer-
belastung von 25 Prozent kombiniert, dann
kommt man zu dem Ergebnis, dass Ertrag-
steuern in Höhe von 0,5 Milliarden Euro
ausfallen würden.

Herr Dr. Matthes, Sie haben ausgeführt,
dass Sie Ihre Berechnungen gemeindescharf
vorgenommen haben. Gewöhnlich legt man
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eine höhere Ertragsteuerbelastung zugrunde
als die, die Sie genannt haben. Da sich die
Kraftwerke in ländlichen Gemeinden befin-
den, in denen die Hebesteuersätze geringer
sind, kommt es allerdings zu diesem Effekt.
Das heißt, man kann mit ziemlich großer
Sicherheit sagen: Bei Bund, Ländern und
Gemeinden werden Steuermindereinnahmen
von ungefähr 500 Millionen Euro entstehen.

Ihre nächste Frage lautete: Wie teilt sich
das auf? Die Antwort ist, entsprechend der
deutschen Finanzverfassung, sehr komplex.
Es gibt die Körperschaftsteuer, den Solidari-
tätszuschlag, die Gewerbesteuer und die
Gewerbesteuerumlage. Als ich das Pi mal
Daumen berechnet habe, bin ich für Länder
und Gemeinden auf Mindereinnahmen in
Höhe von 250 Millionen Euro gekommen.
Sie, Herr Dr. Matthes, haben eben, als Sie
das aufgeschlüsselt hatten, in der Spitze
einen Betrag von 220 Millionen Euro ge-
nannt.

(Sachverständiger Dr. Felix
Christian Matthes (Öko-Institut
e. V.): Nur für die Gemeinden!)

- Ach so, nur für die Gemeinden. - Dass den
Ländern und Gemeinden Mindereinnahmen
in Höhe von 250 Millionen Euro entstehen,
halte ich für realistisch. Ich finde, das hätte in
dem Gesetzentwurf auch stehen müssen.
Hier heißt es: Sofern die Steuer überwälzbar
ist, müssen Bund, Länder und Gemeinden
für den Strom ein bisschen mehr bezahlen. -
Das ist aber nur ein ganz kleiner Effekt. Der
große Effekt tritt ein, sofern die Steuer nicht
überwälzbar ist. Dann entstehen den Län-
dern und Gemeinden Mindereinnahmen.

Jetzt komme ich zu der Sie am meisten
interessierenden Frage: Bedeutet dies, dass
der Entwurf eines Kernbrennstoffsteuer-
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates
bedarf? Diese Frage ist einfach zu beant-
worten. Die Antwort lässt sich herleiten aus
Art. 105 Abs. 3 Grundgesetz, der unser Land
beherrschenden Bestimmung, die man des-
halb auch im Kopf hat. Sie besagt: Bundes-
gesetze über Steuern, deren Aufkommen
ganz oder zum Teil den Ländern oder Ge-
meinden zufließt, bedürfen der Zustimmung
des Bundesrates. - Weil das Aufkommen aus
dieser Steuer nach Art. 106 Grundgesetz nur
den Ländern und Gemeinden zufließt, ist
dieses Gesetz nicht zustimmungspflichtig.

In letzter Zeit gibt es vonseiten der Län-
der, zu denen ich gute Beziehungen pflege,
allerdings Hinweise darauf - das ist keine

Idee von mir; das bitte ich im Protokoll fest-
zuhalten -, dass sie dieses Gesetz im Bun-
desrat mit einer Zweidrittelmehrheit ablehnen
würden. Das wäre ein außergewöhnlicher
Fall. Viele Menschen, auch Politiker, wissen
gar nicht, was das bedeuten würde. Im
Grundgesetz ist aber geregelt: Wenn ein
nicht zustimmungspflichtiges Gesetz im Bun-
desrat mit Zweidrittelmehrheit abgelehnt
wird, dann braucht es im Bundestag eine
Zweidrittelmehrheit, damit dieses Gesetz
zustande kommt.

Die Finanzminister der Länder haben
hierzu schon konkrete Berechnungen ange-
stellt. Sie wollen im Laufe des weiteren Ge-
setzgebungsverfahrens wohl darauf hinwir-
ken, dass gewisse Kompensationen vorge-
sehen werden. So wollen sie vermeiden,
dass sie die Mindereinnahmen zu verzeich-
nen haben, die mit dem Kernbrennstoffsteu-
ergesetz verbunden sind, analog aber auch
mit der Luftverkehrsteuer, sofern sie von
Businesskunden gezahlt wird. Hier käme es
nämlich zu genau demselben Effekt; auch sie
wäre als Betriebsausgabe abziehbar.

Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP): Ich
habe eine Frage an Frau Professor Kemfert.
Ich beziehe mich auf Seite 2 Ihrer Stellung-
nahme. Unter Punkt 5 sprechen Sie die
Zweckbindung des Energie- und Klimafonds
an und empfehlen eine Konkretisierung.
Meine ganz konkrete Frage: Wäre es aus
Ihrer Sicht nicht angebracht, in § 2 des Ge-
setzentwurfes - „Zweck des Sondervermö-
gens“ - einen siebenten Spiegelstrich „For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben Ener-
gie“ aufzunehmen, um dafür zu sorgen, dass
neue Forschungsansätze - darüber haben
wir vorhin schon diskutiert - schnell und zu-
sätzlich gefördert werden können?

Sachverständige Prof. Dr. Claudia
Kemfert (Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung e. V.): Diese Frage kann ich sehr
schnell beantworten. Das halte ich für eine
sehr gute Idee, weil der Umbau unserer
Energieversorgung dringend notwendig ist -
das wurde von einigen Sachverständigen
schon bestätigt - und wir die technologischen
Voraussetzungen dafür schaffen müssen.

Ich stimme Herrn Umbach explizit zu,
wenn er sagt, dass wir die Ergebnisse der
Forschung und der soziologischen Untersu-
chungen insbesondere auch unter dem
Stichwort Akzeptanz betrachten müssen. Es
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reicht nicht aus, die Kosten zu kennen und
zu wissen, wie die Technologie einzusetzen
ist. Auch die Implementierung und die ent-
sprechenden gesellschaftlichen Prozesse
müssen vonseiten der Forschung begleitet
werden; das halte ich für sehr wichtig.

Da von Deutschland in der Vergangen-
heit, auch im europäischen Vergleich, nicht
gerade viel Geld für die Energieforschung
bereitgestellt wurde, ist es dringend notwen-
dig, dass diese Mittel erhöht werden. Der
Ansatz, der im Rahmen dieses Gesetzge-
bungsvorhabens verfolgt wird, ist zu begrü-
ßen. Auch die von Ihnen vorgeschlagene
Ergänzung von § 2 des Gesetzentwurfes
hinsichtlich des zweckgebundenen Einsatzes
dieser Mittel ist durchaus zu befürworten.

Sabine Stüber (DIE LINKE): Ich bin Mit-
glied des Umweltausschusses und habe eine
globale Frage an Herrn Böhling. Teilweise
wurde gesagt, dass das Sondervermögen
„Energie- und Klimafonds“ als Stütze des
Klimaschutzes gewertet werden kann. Der
Sachverständigenrat der Bundesregierung
hat hingegen deutlich gemacht, dass der
Ausbau erneuerbarer Energien und damit
auch der Klimaschutz durch die Laufzeitver-
längerung der AKWs blockiert werden. Meine
Frage ist: Wie beurteilen Sie vor diesem
Hintergrund die energie- und klimapolitische
Wirkung der vorgelegten Gesetzentwürfe und
des Energiekonzeptes als Ganzes?

Sachverständiger Andree Böhling
(Greenpeace e. V.): Ich habe bereits in mei-
nen ersten Ausführungen dargelegt, dass
das Gesamtpaket - Laufzeitverlängerung
inklusive Kernbrennstoffsteuer und Errich-
tung eines Sondervermögens „Energie- und
Klimafonds“ - aus meiner Sicht energiepoli-
tisch und umweltpolitisch kontraproduktiv ist.
Bisher war der Atomausstieg der Innova-
tionsmotor im Hinblick auf den Umbau der
Energieversorgung und den Klimaschutz in
Deutschland. Durch den Ausstieg aus der
Atomenergie wurden Investitionen in erneu-
erbare Energien und andere Klimaschutz-
technologien freigesetzt. Er war sozusagen
der Motor der Energiewende. Weil man den
Umbau der Energieversorgung angesichts
der fortschreitenden Klimaerwärmung schnell
vorantreiben musste, kann man durchaus
von einer Energierevolution sprechen. Ihr
Kern war der Atomausstieg und nicht eine
Laufzeitverlängerung.

Die energiepolitischen Wirkungen der
Laufzeitverlängerung sind besonders gravie-
rend. Die Sicherheit für Investoren in
Deutschland wird dadurch deutlich ver-
schlechtert und nicht verbessert. Zukünftig
werden wir immer häufiger das Problem ha-
ben - Sie haben es angedeutet -, dass wir
nicht wissen, aus welchen Energietechniken
Strom eingespeist werden darf.

Wir haben heute schon die Situation,
dass Anlagen abgeschaltet werden müssen,
weil zu viel Strom in den Netzen ist. Hier gibt
es eben einen Konflikt zwischen den Groß-
kraftwerken - Atomkraftwerke und Kohle-
kraftwerke -, die schwer regelbar sind. Atom-
kraftwerke können eben nicht schnell einmal
herunter- und wieder hochgefahren werden.
Das ist ein schwieriger und auch langwieriger
Prozess. Wenn man sie abschaltet, dann
dauert es zwei bis drei Tage, bis man sie
wieder anschalten kann, und das ist mit
enormen Kosten verbunden.

Wir sind in der Situation, dass immer
mehr Strom aus Windkraft in die Netze ein-
gespeist wird, das heißt, der Strombedarf
wird immer mehr allein durch die Windkraft
gedeckt werden. Andere Kraftwerke müssen
dann entsprechend weichen. Ansonsten
käme es zu negativen Strompreisen, oder wir
bekämen Probleme mit den Netzen.

Von daher sehen wir hier einen riesigen
Konflikt beim weiteren Ausbau der erneuer-
baren Energien, der bei den Investoren zu
Verunsicherung führt. Das sind zum einen
natürlich die Stadtwerke, die diesbezüglich
schon auf ihre Probleme hingewiesen haben.
Daneben kommt es zukünftig aber eben
auch zu einem immer stärkeren Druck in
Bezug auf die Vorrangregelung für erneuer-
bare Energien, weil diejenigen, die Atom-
kraftwerke oder Kohlekraftwerke jetzt länger
betreiben wollen, einen finanziellen Schaden
haben, wenn immer mehr Strom aus erneu-
erbaren Energien in die Netze eingespeist
wird. Das heißt, sie werden ihre Interessen
hier geltend machen.

Am Ende kann die Laufzeitverlängerung
dazu führen, dass wir beim Ausbau der er-
neuerbaren Energien - das ist ja das erklärte
Ziel aller - eine Blockade bzw. ein Ausbrem-
sen erleben und nicht in Richtung
„100 Prozent erneuerbare Energien“ gehen,
was unser aller Ziel sein sollte.

Schließlich muss man ganz klar sehen,
dass der Zusatznutzen einer Laufzeitverlän-
gerung für den Klimaschutz und die Bevölke-
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rung äußerst gering ist und dass es auch
ohne Laufzeitverlängerung hinreichend
Gründe gibt, eine Kernbrennstoffsteuer ein-
zuführen, weil die Atomenergie die Bundes-
bürger bis heute schon - ohne Laufzeit-
verlängerung - etwa 200 Milliarden Euro ge-
kostet hat. Um die Kosten der Atomkraft ver-
ursachergerecht anzulasten, kann man eine
solche Kernbrennstoffsteuer auch heute
schon, also ohne Laufzeitverlängerung, ein-
führen. Sie könnte auch viel höher liegen,
wenn man alleine die Zusatzeffekte durch
den Emissionshandel zugrunde legen würde,
und ein Volumen von ungefähr 30 Milliarden
Euro haben. Das heißt, bei einem Steuersatz
von 2,5 Prozent bis 2012 und nachfolgend
3,5 Prozent und derzeitigem Atomausstieg
könnten wir durch das Sondervermögen und
die Kernbrennstoffsteuer ein Volumen von
30 Milliarden Euro für den Haushalt erwirt-
schaften, ohne dass es hier zu einer Lauf-
zeitverlängerung kommen muss.

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe zwei Fragen an Herrn
Matthes. - Aus der Tabelle 2 - „Modellrech-
nung für die Zuflüsse zum geplanten Son-
dervermögen ‚Energie- und Klimafonds‘,
2011 bis 2020“- Ihrer Vorlage, die Sie uns
mitgegeben haben, entnehme ich, dass der
Preis für CO2-Zertifikate natürlich sinkt - das
ist auch logisch - und der Staat damit weni-
ger Einnahmen hat, wenn man die Laufzeiten
verlängert. Wenn man die Annahmen in dem
Gutachten zum Energiekonzept der Bundes-
regierung zur Grundlage nimmt, dann wird
der Bund sogar weniger Einnahmen durch
die Zertifikate haben; denn darin wird von
5 Euro weniger je EUA, also je kleinster
Handelseinheit im EU-Emissionshandel, aus-
gegangen, die von den Energiekonzernen in
allen Jahren bis 2020 in den Fonds einge-
zahlt werden. Sie sagen, realistischer sei
eine Verringerung des Zertifikatpreises um
1,50 Euro. Auch für diesen Fall kommen Sie
zu dem Schluss, dass erheblich geringere
Einnahmen für den Bund zu verzeichnen
sein werden. In den ersten vier Jahren, bis
2016, werden die Einnahmeverluste für den
Bund sogar höher als die Zuführungen zum
Förderfonds durch die Kernkraftwerksbetrei-
ber sein. Ist diese Aussage richtig? Heißt
das, das hier aufgrund des sinkenden Zertifi-
katpreises letztlich ein erheblicher Verlust für
die Bundesregierung zu verzeichnen ist?

Bei meiner zweiten Frage geht es um die
Kernbrennstoffsteuer. Von welcher Anzahl an
Volllaststunden in den Atomkraftwerken ge-
hen Sie in Ihrer Tabelle zur Kernbrennstoff-
steuer aus? Herr Böhling hat eben ja sehr
deutlich gesagt: Je mehr der Anteil der er-
neuerbaren Energien steigt, desto weniger
müssen die Atomkraftwerke laufen. - Des-
halb lautet meine Frage: Von welcher Anzahl
an Volllaststunden gehen Sie in Ihrer Tabelle
aus? Denn je weniger mit Volllast gefahren
wird, desto weniger Brennstoff wird ver-
braucht. Ganz entscheidend ist ja auch, in-
wiefern die Atomkraftwerke überhaupt mit
Volllast betrieben werden können, wenn der
Anteil der erneuerbaren Energien immer
größer wird, weshalb die Atomkraftwerke
immer häufiger heruntergefahren werden
müssen. Müsste nicht das Aufkommen aus
der Kernbrennstoffsteuer sinken, je mehr der
Anteil der erneuerbaren Energien steigt? Das
ist ja auch das Ziel der Bundesregierung,
wenn ich das richtig verstanden habe.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Zur ersten
Frage: Der Mechanismus stimmt in der Tat.
Wenn die ökonomische Theorie stimmt, dann
führt eine Laufzeitverlängerung zu Effekten
auf dem CO2-Markt; das ist klar. Die span-
nende Frage lautet: In welcher Größenord-
nung ist das der Fall?

Die Bundesregierung hat sich für einen
Zwölfjahreszeitraum einen CO2-Preiseffekt
von 5 Euro je Tonne CO2 vorrechnen lassen.
Das halte ich für eine grob übertriebene An-
nahme. Es ist in diesem Gutachten im Übri-
gen auch nicht dokumentiert, wie diese zen-
trale Annahme zustande gekommen ist.
Wenn Sie sich einmal die Literatur dazu an-
schauen, dann sehen Sie, dass dort umfang-
reich modelliert worden ist, unter anderem,
welche CO2-Preiseffekte ein Übergang der
EU vom 20-Prozent- auf das 30-Prozent-Ziel
hat. Die OECD hat das errechnet. Wenn Sie
sich einmal alle Studien anschauen, dann
sehen Sie, dass der Preisdämpfungseffekt
für das Stichjahr 2020 eher in der Größen-
ordnung von 1,50 Euro liegen wird.

Das heißt, es gibt jeweils eine gute und
eine schlechte Nachricht. Die gute Nachricht
ist: Wenn der Effekt auf dem CO2-Markt eher
in der Größenordnung liegen wird, die wir
schätzen, dann werden die Einnahmen aus
den Zertifikatsauktionierungen im Zeitraum
2013 bis 2020 durch die CO2-Preiseffekte
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nicht so stark kompensiert wie im Falle einer
Verringerung des Zertifikatpreises um
5 Euro. Wenn Sie diese Mindereinnahmen
mit den Einnahmen des Förderfonds verglei-
chen, dann sehen Sie, dass die Minderein-
nahmen in den ersten paar Jahren höher
sind, während in den letzten Jahren, in de-
nen die Förderbeiträge durch die Laufzeit-
verlängerung ja deutlich ansteigen, nur ein
Teil davon durch die Mindereinahmen bei
den Zertifikaten kompensiert wird.

Die schlechte Nachricht ist dann aber
natürlich: Die Strompreiseffekte, die durch
die Laufzeitverlängerung bewirkt werden
sollen und die zu einem Drittel durch die
CO2-Preiseffekte getriggert werden, sind
dann natürlich grob übertrieben.

Andersherum: Wenn die CO2-Preiseffekte
so hoch sind, wie im Gutachten angenom-
men - was ich ausdrücklich für nicht wahr-
scheinlich halte -, dann werden die Förder-
beiträge durch die Mindereinnahmen bei den
Zertifikatsauktionen deutlich überkompen-
siert. Wenn das so wäre, dann hätten natür-
lich auch die Strompreiseffekte auf den
Großhandelsmärkten die Größenordnung,
die in den Gutachten errechnet worden ist.
Ich glaube aber, man muss in der Diskussion
hier konsistent bleiben. Wir alle wissen nicht,
wie das genau ist. In der Literatur wird mit
ganz deutlicher Mehrheit eher von 1,50 Euro
und nicht von 5 Euro gesprochen.

Es gibt einen Offset: Wenn die Minder-
einnahmen für den Fonds nicht größer sein
sollen, dann wird es auch keine Strompreis-
effekte auf den Großhandelsmärkten für
Strom geben.

Auch bei Ihrer zweiten Frage ist es wieder
so: einfache Frage, ganz schwierige Antwort.
Es geht ja nicht nur darum, dass es weniger
Betrieb aufgrund des Strommarktes gibt,
sondern es kommt auch zu weniger Betrieb
aufgrund der Infrastruktur. Es stellt sich also
die Frage: Kommt es zum Redispatch bei
Kernkraftwerken? Im Anhang habe ich Ihnen
die spezifische Tabelle gezeigt. Dadurch,
dass mit der Kernbrennstoffsteuer auf der
Inputseite angesetzt wird, ergeben sich öko-
nomische Wirkungen natürlich auch durch
unterschiedliche Wirkungsgrade von Kern-
kraftwerken. Die Wirkungsgrade von älteren
Anlagen sind schlechter als die von neuen.
Von daher sind das relativ komplexe Be-
trachtungen.

Wir haben das modellhaft untersucht. Das
Ergebnis war: Die Auslastung der Kernkraft-

werke bewegt sich kernkraftspezifisch in der
Größenordnung von etwas unter 90 Prozent
bis 95 Prozent. Ich halte das für den Zeit-
raum bis 2016 - für diesen haben wir das
modelliert - weiterhin für eine realistische
Annahme. In einer Welt mit längerfristig sehr
viel Windenergie - das wird durch die Gut-
achten zum Energiekonzept sehr deutlich
gezeigt - wird die Auslastung der Kernkraft-
werke deutlich zurückgehen. Das bezieht
sich aber auf Effekte, die nach dem Jahr
2016 deutlich eintreten werden.

Das heißt, die eigentliche Unsicherheit bei
der Stromerzeugung aus Kernkraftwerken
besteht nach meiner Sicht der Dinge nicht
aufgrund des Redispatches wegen zu viel
Wind, sondern es stellt sich die Frage: Wird
es zu erheblichen Nachrüstungsinvestitionen
in den Kernkraftwerken kommen? Dann ste-
hen sie nämlich einen Monat länger still, wo-
durch die Auslastung von 90 Prozent auf
80 Prozent und damit eben auch das ent-
sprechende Steueraufkommen sinkt. Das ist
wahrscheinlich die entscheidende Unsicher-
heit.

Aber, wie gesagt, für das Erzeugungs-
niveau ab 2011 werden im Schnitt - es geht
von 158 TWh bis 161 TWh - etwa 160 TWh
angegeben. In dieser Größenordnung dürfte
es in den nächsten Jahren liegen, wenn alle
Anlagen ohne große Störungen und ohne
Stilllegungen aufgrund von Nachrüstungs-
maßnahmen in Betrieb sind. Dieses Erzeu-
gungsniveau wurde das letzte Mal um die
Jahrtausendwende mit zwei Kernkraftwerken
mehr erreicht. Das heißt, Sie könnten auch
alle Zahlen mit 0,9 multiplizieren. Das kann
man bei einer solchen Modellierung aber
nicht machen. Deswegen habe ich Ihnen
diese Idealzahlen der Realwelt präsentiert.

Norbert Barthle (CDU/CSU): Ich würde
Herrn Jeggle gerne etwas zum Energie- und
Klimafonds fragen. Wir haben einen be-
stimmten Maßnahmenmix hinsichtlich der
Verwendung der Fondsmittel vereinbart und
ihn auch in den Wirtschaftsplänen verankert.
Ich wollte Sie fragen, ob Sie die Schwer-
punkte richtig gesetzt sehen.

Eine zweite Frage habe ich an Frau Pro-
fessor Kemfert, die ich bitte, diesen Themen-
bereich ebenfalls zu beleuchten und auch zu
bewerten, wie die einzelnen Finanzierungs-
elemente dieses Fonds im Hinblick auf Wir-
kungsgrad und Effizienz zu bewerten sind.
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Sachverständiger Bernhard Jeggle
(Landesbank Baden-Württemberg): Für mich
kommt es jetzt erst einmal darauf an, dass
man noch mehr ins Detail geht, sich also
konkret überlegt, wie man die Mittel dann
auch ausgeben will. Im Moment ist mir hier
noch zu viel im Unklaren. Klar ist für mich,
dass die hier erwähnten Bereiche richtig ge-
wählt sind.

Aus meiner Sicht ist es wichtig, dass man
auch den Mut hat, phasenweise einzelne
Bereiche vielleicht auch überproportional zu
fördern, um wirklich etwas bewegen zu kön-
nen. Wenn man alle Pflanzen gleichzeitig
großziehen will, dann bleibt vielleicht zu we-
nig für die einzelne übrig. Insofern muss man
da vielleicht auch einmal einen Schwerpunkt
setzen. Ich denke, bei dem weiteren politi-
schen Prozess muss man sich auch an sol-
chen Herausforderungen orientieren.

Ich möchte noch eine Anregung geben.
Sie haben eine jährliche Bewilligung vorge-
sehen. Wenn man Investoren Investitions-
sicherheit bieten und einen maximalen Effekt
hinsichtlich der Investitionstätigkeit erreichen
will, dann sollte man hier aus unserer Sicht
einen längeren Zeitraum - vielleicht drei oder
fünf Jahre - definieren.

Sachverständige Prof. Dr. Claudia
Kemfert (Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung e. V.): Als Vorbemerkung möchte
ich grundsätzlich sagen, dass wir es für rich-
tig halten, dass man hier eine konkrete
Zweckbestimmung einführt; das ist positiv zu
werten. Es ist außergewöhnlich, dass man
das in dieser Detailintensität tut.

Sie haben nach der Aufteilung gefragt. Es
ist aus unserer Sicht wünschenswert, dass
man den Bereich der Gebäudesanierung
stärker berücksichtigt. Man hat vom ersten
zum zweiten Konzept in diesem Zusammen-
hang einige Abstriche gemacht. Volkswirt-
schaftlich gesehen ist es richtig, in den Be-
reich der Gebäudesanierung zu investieren.
Die Baubranche wird gestärkt, und das sind
langfristige und auch nachhaltige Investitio-
nen.

Eine Volkswirtschaft, die gerade im Im-
mobilienbereich, im Bereich der Gebäude-
sanierung, sehr viel Öl und auch fossile
Energie einspart, ist international gut aufge-
stellt, insbesondere auch deshalb, weil man
davon ausgehen kann, dass die fossile
Energie teurer wird, wodurch auch eine er-
hebliche finanzielle Belastung entsteht. Wün-

schenswert wäre es, eine stärkere Akzen-
tuierung im Bereich der Gebäudesanierung
vorzunehmen.

Zum zweiten Punkt, nämlich dazu, was
uns noch fehlt: Wir haben eben schon die
Forschung und Entwicklung, aber auch den
Bereich der Mobilität erwähnt, in dem man
mehr hätte tun können. Es geht darum, dass
wir in diesen Zeiten, die wir hier betrachten,
kurzfristig vom Öl wegkommen müssen. Es
gibt zwar kurzfristig verfügbare Ersatz-
antriebsstoffe, dennoch benötigen wir Lö-
sungen in diesem Bereich und alternative
Antriebsstoffe, um die Mobilität auch nach-
haltig auszurichten.

In diesem Bereich wird sehr viel und auch
sehr intensiv geforscht. Gerade für die deut-
schen Automobilkonzerne kommt es darauf
an, dass jetzt auch die politischen Flanken
wirkungsvoll gesetzt werden und dass man
vor dem Hintergrund, dass die Autoindustrie
ein sehr wichtiger industrieller Wirtschafts-
bereich und ein wichtiger Eckpfeiler für
Deutschland ist, insbesondere auch den Be-
reich der alternativen Antriebsstoffe in die
finanzielle Unterstützung einbezieht.

Dr. Matthias Miersch (SPD): Ich habe
zwei juristische Fragen an Herrn Homburg
und hoffe, dass er sie beantworten kann.

Es geht zunächst um die im Gesetzent-
wurf gewählte Konstruktion für den Energie-
und Klimafonds. Es ist vorgesehen - auch
wenn wir jetzt gehört haben, dass wahr-
scheinlich nicht mit großen Zahlungen auf-
grund der Zusatzgewinne zu rechnen ist -,
dass es einen Vertrag zwischen der Bundes-
regierung und den vier Kernkraftwerksbetrei-
bern über die Abschöpfung von Zusatz-
gewinnen gibt. In § 4 des Gesetzentwurfes
steht explizit, dass die Bundesregierung nach
Maßgabe dieses Vertrages dazu ermächtigt
ist - auf der Grundlage des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes.

Aufgrund verschiedener Umstände ken-
nen wir ja die vertraglichen Modalitäten, die
dort augenblicklich verhandelt werden. Glau-
ben Sie, dass diese Bestimmung in dem
Gesetzentwurf, dieser Verweis auf das Ver-
waltungsverfahrensgesetz, dem § 56 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes entspricht?
Demnach ist ein öffentlich-rechtlicher Ver-
trag, ein sogenannter Austauschvertrag,
nämlich nur dann zu schließen:

Die Gegenleistung muss den ge-
samten Umständen nach angemes-
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sen sein und im sachlichen Zu-
sammenhang mit der vertraglichen
Leistung der Behörde stehen.

Hier geht es aber nicht um den Austausch
einer Leistung einer Behörde, sondern, wenn
ich die Konstruktion richtig verstehe, um die
Laufzeitverlängerung, die das Parlament und
nicht die Bundesregierung beschließt. Sind
diese Konstruktion und der Verweis auf die-
sen Vertrag also rechtlich haltbar?

Zweitens. Die an sich fällig werdenden
Zusatzbeiträge werden aufgrund der vertrag-
lichen Vereinbarung, soweit wir sie kennen,
ja erst ab 2017 fällig. In der vertraglichen
Vereinbarung heißt es, dass in den Jahren
2011 bis 2016 „nicht rückzahlbare Voraus-
leistungen“ gezahlt werden sollen.

Unterstellen wir einmal, das Bundesver-
fassungsgericht „kippt“ diese Regelung, die
Bundesregierung wird neu zusammengesetzt
oder es kommen weitere Dinge hinzu: Wie ist
aus Ihrer Sicht dann der Begriff „nicht rück-
zahlbare Vorausleistungen“ zu bewerten?
Entfällt dann nicht die gesamte Geschäfts-
grundlage, mit der Folge, dass nachfolgende
Bundesregierungen bzw. auch Parlamente
eventuell doch zur Rückzahlung verpflichtet
sind, weil dort nicht „nicht rückzahlbare
Leistungen“, sondern „nicht rückzahlbare
Vorausleistungen“ steht? Vorausleistungen
zahle ich auf etwas, was irgendwann fällig
wird. Wenn dies aufgrund der Gesamt-
annahme aber nicht fällig wird: Kann es sein,
dass wir hier jetzt eine Hypothek für die Zu-
kunft aufnehmen?

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbh): Mit diesen Fragen gehen
Sie sehr tief; denn hinter ihnen steckt im
Grunde ein allgemeines Problem der Politik
und des Rechtsstaates, nämlich die Frage,
inwieweit man sich für die Zukunft binden
kann. Darum geht es doch im Kern.

Wir sehen hier: Die Energiewirtschaft hat
alles mobilisiert, was mobilisiert werden
konnte, um diesen Gesetzentwurf über die
Kernbrennstoffsteuer zu verhindern, indem
sie sich auf die Vereinbarung zwischen der
früheren rot-grünen Bundesregierung und
sich selbst bezieht.

Die damalige Vereinbarung war kein öf-
fentlich-rechtlicher Vertrag - damit komme ich
zur Antwort auf Ihre erste Frage -, sondern
mehr oder weniger eine Absichtserklärung.
Die Meinungen darüber, ob der nun vorge-

schlagene öffentlich-rechtliche Vertrag ge-
schlossen werden kann, gehen auseinander.
Das ist unergründetes Rechtsgebiet. Ich per-
sönlich habe einen entgegengesetzten
Denkansatz entwickelt, als ich mich auf diese
Sitzung vorbereitet habe. Mir erscheint es
unbillig, dass die Betreiber gegen die mit
50 Prozent veranschlagte Teilabschöpfung
der hohen Zusatzgewinne, die aus der von
der Bundesregierung vorgenommenen Lauf-
zeitverlängerung resultieren, klagen; die Be-
treiber haben das angekündigt. Es gibt Ein-
sprüche und Klagen gegen Steuerbescheide,
abstrakte und konkrete Normenkontrollen,
Verfassungsbeschwerden gegen das Gesetz
sowie schlussendlich Vorlagen vor dem
EuGH. Meines Erachtens bleibt das alles
ohne Ergebnis. Wie gesagt, ich halte alle
Argumente dagegen für unsinnig. Wenn die
Bundesregierung hier einen Bevollmächtigen
brauchte, würde ich das für sie gegen Er-
folgshonorar, das nur im Obsiegensfall ge-
zahlt wird, durchfechten.

(Heiterkeit)

Mein Gedanke ist, ob es vielleicht nicht
besser gewesen wäre, alles in einem Vertrag
zu regeln, sodass die Energiewirtschaft jeder
Klagemöglichkeit enthoben wäre. Die Bun-
desregierung ist nun einen anderen Weg
gegangen. In einem Schritt, der heute nicht
zur Debatte steht, werden die Laufzeiten
verlängert. Gleichzeitig wird ein Gesetz ver-
abschiedet. Damit entsteht zumindest ein
abstraktes Risiko. Auf Basis der bisherigen
Rechtsprechung besteht kein Risiko. Es
bleibt aber immer ein Restrisiko, weil sich die
Rechtsprechung des EuGH oder des Bun-
desverfassungsgerichts ändern kann.

Sie haben Skepsis durchblicken lassen,
ob ein öffentlich-rechtlicher Vertrag über ei-
nen Teilbereich richtig ist. Ich habe mir
überlegt, ob es nicht richtig gewesen wäre,
insgesamt einen öffentlich-rechtlichen Ver-
trag zu schließen, und zwar mit Abgaben, die
nicht als Steuern ausgestaltet sind. In der
Öffentlichkeit ist das als eine Art Handel sehr
kritisiert worden. Aber ein solcher Weg des
Vertragens könnte im Interesse des Gemein-
wohls liegen. Wir sind uns sicherlich einig:
Falls der EuGH aufgrund irgendwelcher
neuen Erkenntnisse dieses Gesetz kippt und
die Laufzeiten verlängert sind, ohne dass
eine Energiesteuer erhoben wird, dann ent-
spricht das nicht dem Ziel aller hier in politi-
scher Funktion Versammelten.
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Anders als alle anderen Sachverständi-
gen finde ich die Errichtung eines Sonder-
vermögens nicht gut. Ich glaube, dass Sie als
Mitglieder des Haushaltsausschusses dafür
Verständnis haben. Die Fachpolitiker wollen
immer Einzeltöpfchen haben. Die Umwelt-
politiker wollen ihre Töpfchen. Die Gesund-
heitspolitiker wollen die Einnahmen aus der
Tabaksteuer den Krankenkassen geben. Die
Verkehrspolitiker wollen die Einnahmen aus
der Mineralölsteuer für den Autobahnbau
verwenden. Aber im Haushaltsgrundsätze-
gesetz und in der Bundeshaushaltsordnung
wird vom Grundsatz der Gesamtdeckung
ausgegangen. Aus meiner Sicht als Finanz-
wissenschaftler ist der Grundsatz der Ge-
samtdeckung ein hohes Gut und Grundlage
aller politisch-rationalen Entscheidungen. Ich
bin ein absoluter Feind dieser Töpfchen-Wirt-
schaft. In Vorbereitung auf diese Sitzung
habe ich in den jüngsten Finanzbericht ge-
schaut und festgestellt: Es gibt inzwischen
mehrere Dutzend Sondervermögen. Dadurch
werden im Grunde die Einheit des Haus-
haltsplans und der Grundsatz der Gesamt-
deckung unterlaufen. Ihnen als Abgeordne-
ten werden dadurch rationale Willensbildung
und schiere Übersicht entzogen. Ich finde es
daher richtig, dass hier kleine Posten genau
berechnet sind - das können die Fachpoliti-
ker besser beurteilen als ich -, nicht aber,
dass ein Sondervermögen errichtet wird.
Dass es inzwischen mehrere Dutzend Son-
dervermögen gibt, vom gigantischen SoFFin
bis hin zu irgendwelchen Minisondervermö-
gen mit ein paar Tausend Euro, halte ich als
Finanzwissenschaftler für bedenklich.

Herr Abgeordneter, ich kann Ihre Frage
nicht abschließend beantworten, weil hier
juristisches Neuland beschritten wird. Wenn
es um die Beurteilung von Sachverhalten, die
es schon in der Vergangenheit gab, geht,
kann man sich Kommentare und die Recht-
sprechung anschauen. Aber hier handelt es
sich aus meiner Sicht um ein juristisch
unausgelotetes Gebiet, ohne die berühmte
h. M., die herrschende Meinung, die man als
Sachverständiger braucht, um solide Aussa-
gen machen zu können.

Otto Fricke (FDP): Aufseiten der Fach-
politiker gibt es große Begehrlichkeiten, das
so zu machen, wie Sie es beschrieben ha-
ben; darin stimme ich Ihnen vollkommen zu.
Eine andere Möglichkeit besteht darin, dass
man auf zusätzliche Steuereinnahmen ver-

zichtet und wie in der vergangenen Legisla-
turperiode den Bürger direkt bezahlen lässt;
das haben wir zum Beispiel beim Strom er-
lebt. Ich weise aber darauf hin, dass es bei
diesem nun zu errichtenden Sondervermö-
gen keine Kreditermächtigung gibt. Wir ha-
ben bei diesem Vermögen weiterhin die
Möglichkeit, jede Art von Änderung sowohl
bei den Zweckbestimmungen als auch bei
den Erläuterungen vorzunehmen. Grund
dafür, dass es so kommt, war der fachpoliti-
sche Druck, auszuweisen, woher das Geld
der EVUs kommt und wohin es geht.

Erste Frage: Welche Notwendigkeiten aus
haushaltsrechtlicher Sicht sehen Sie bei der
Beratung über die Einzelposten, und wie
müsste man damit in den nächsten Jahren
umgehen? Worauf muss der Haushaltsaus-
schuss, unabhängig von den Mehrheitsver-
hältnissen - das kann auch unter einem grü-
nen Bundeskanzler sein; das sage ich aus-
drücklich in Richtung der SPD-Kollegen -,
achten?

Zweite Frage - diese Frage geht an den
Vertreter von Greenpeace -: Da die Gelder
der EVUs, die in den Fonds fließen, letztlich
aus der Laufzeitverlängerung stammen, haf-
tet ihnen durchaus ein ethischer Makel an;
denn es geht um den Weiterbetrieb von
Kernkraftwerken. Sind Sie der Meinung, dass
man dieses Geld verwenden darf, Stichwort
„Marktanreizprogramme“? Sollten die Bürger
auf dieses Geld zurückgreifen oder nicht?
Mich jedenfalls würde es freuen, wenn Sie
das nicht ablehnten; denn das Geld wird
durchaus für ökologisch sinnvolle Dinge ge-
nutzt.

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): Herr Fricke, es ist richtig
und beruhigend, dass es keine Kredit-
ermächtigung gibt. Sonst hätte ich mich dazu
schon separat geäußert.

(Otto Fricke (FDP): Dann hätte es
dieses Gesetz nicht gegeben!)

Sie haben danach gefragt, welche Bera-
tungsnotwendigkeiten bestehen. Das BMF ist
im Grunde schon in Vorlage getreten. Es gibt
hier genauso wie im normalen Haushalt ein-
zelne Titel. Ich sehe es so, dass im Haus-
haltsausschuss über die Einzelposten des
Sondervermögens genauso beraten wird wie
über den gesamten Bundeshaushalt. Damit
ist die Konstruktion als Sondervermögen
aber nicht sinnvoll. Der Kernpunkt eines
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Sondervermögens besteht gerade darin,
dass man nicht das Bruttoprinzip, sondern
das Nettoprinzip anwendet, sodass Sie als
Abgeordnete nur die Gesamtabführung se-
hen. Wenn aber über jeden einzelnen Punkt
beraten wird, dann ist ein Sondervermögen
weder nützlich noch schädlich. Es macht die
Dinge nur etwas unübersichtlicher.

Sachverständiger Andree Böhling
(Greenpeace e. V.): Herr Fricke, ich bin Ih-
nen für die Frage sehr dankbar. Grundsätz-
lich ist klar, dass Geld für den Klimaschutz
wirklich gebraucht wird, und zwar viel mehr
Geld, als man mithilfe dieses Fonds aufbrin-
gen kann. Ich habe erhebliche Zweifel am
Gesamtkonstrukt. Diese möchte ich kurz
darlegen. Über Ethik möchte ich noch gar
nicht sprechen. Aber zumindest in ordnungs-
politischer, sicherheitspolitischer, energie-
politischer und fiskalpolitischer Hinsicht
möchte ich etwas sagen.

(Otto Fricke (FDP): Die Frage zielte
aber schon auf die Ethik ab!)

- Ja, gerne auch ethisch. - Für mich ist es
hoch problematisch, wenn eine Bundesregie-
rung quasi in Geheimverhandlungen mit den
Betroffenen Entscheidungen sowohl über
Steuersätze als auch über bestimmte Rege-
lung zu Finanzierung und Gegenverwendung
trifft. Das erweckt den Anschein eines Ba-
sars. Das ist meines Erachtens mit dem
Prinzip der Steuergerechtigkeit nicht zu ver-
einbaren. Wo kommen wir denn hin, wenn
jeder sozusagen persönlich seinen Steuer-
satz aushandeln und seinen Fonds festlegen
darf? Dieser Anschein wurde durch die Art
des Zustandekommens des Gesamtvertra-
ges leider erweckt. Daher habe ich große
ordnungspolitische und rechtliche Zweifel. In
ethischer Hinsicht will ich darauf gar nicht
weiter eingehen.

Ich halte das, was hier getan wurde, in
sicherheitspolitischer Hinsicht für unverant-
wortlich. Man hat einen Deal - Laufzeitver-
längerung und mögliche Gewinnabschöp-
fung - gemacht, ohne von vornherein Sicher-
heitsstandards und Nachrüstungsverpflich-
tungen festzulegen. Ich halte das auch in
energiepolitischer Hinsicht für kontraproduk-
tiv - das habe ich schon dargelegt -, weil die
Einnahmen, die aus diesem Fonds generiert
werden, nicht nur in ihrem Aufkommen frag-
würdig, sondern auch sehr gering sind. Zu-
dem sehe ich, welchen Schaden eine Lauf-
zeitverlängerung anrichten kann: Blockade

erneuerbarer Energien und Bindung von
Mitteln, die sonst zusätzlich zur Verfügung
stünden. Wenn die Stromkonzerne keine
Laufzeitverlängerung erwirkt hätten, dann
hätten sie in den deutschen Markt investieren
müssen. Das tun sie jetzt nicht mehr.

Grundsätzlich generiert dieser Fonds
Mittel, die für den Klimaschutz verwendet
werden sollen. Aber das Gesamtkonzept ist
kontraproduktiv. Daher kann ich nicht emp-
fehlen, das Gesetz in der jetzigen Fassung
zu verabschieden.

Sabine Stüber (DIE LINKE): Herr Dr.
Matthes, das BMU hat vor der Sommerpause
die Kosten der Sicherheitsnachrüstung der
AKWs mit durchschnittlich 1,2 Milliarden
Euro angesetzt. Dabei ist klar, dass Nach-
rüstungskosten in Höhe von über 500 Millio-
nen Euro von den Zahlungen in das Sonder-
vermögen abgezogen werden können. Mit
welchen Einnahmen für das Sondervermö-
gen rechnen Sie, wenn die Zahlen des BMU
zu den Nachrüstungskosten stimmen?

Herr Dr. Ziesing, statt einer komplizierten
Gewinnabschöpfung hätte doch die konse-
quente Anwendung des Verursacherprinzips
etwas für sich. Welche Konsequenzen für
den Betrieb von AKWs hätte es, wenn statt
einer Kernbrennstoffsteuer die Begrenzung
der Haftpflicht der AKW-Betreiber im Scha-
densfall, die Begrenzung der sogenannten
Deckungsvorsorge, aufgehoben würde?

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Ich kann kurz
antworten. Man kann das ausrechnen. Das
haben wir aber nicht getan. Wenn man von
Nachrüstungskosten in Höhe von 1,1 Milliar-
de Euro ausgeht - diese halte ich für noch
nicht belegt - und sieht, dass es noch keine
Methode gibt, die es ermöglicht, die 500 Mil-
lionen Euro einzuordnen, dann muss man
sagen, dass das ein ernsthaftes Problem ist.
Man kann der Bundesregierung nur empfeh-
len, bei der Nachrüstung Transparenz herzu-
stellen. Es kann nicht sein, dass wir über
Nachrüstung reden, ohne genau zu wissen,
was bereits in den Unternehmen umgesetzt
ist; denn hier handelt es sich um Länder-
zuständigkeiten, wenn auch in Auftragsver-
waltung. Das ist ein Problem. Es ist extrem
schwierig, hier zu einem Ergebnis zu kom-
men.

Die Rechnung ist vergleichsweise ein-
fach: Wenn man nicht von Mehrausgaben in



Haushaltsausschuss 33
[33. Sitzung am 14. Oktober 2010]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Höhe von 1,1 Milliarden, sondern von
500 Millionen Euro, umgelegt auf einen Zeit-
raum von fünf Jahren, ausgeht - nur solche
Größenordnungen machen Sinn - und die
Finanzierung außen vor lässt, dann ist man
bei 100 Millionen Euro pro Jahr. Dies wird
dann - vielleicht sind es auch 200 Millionen
Euro - abgezogen. Letztendlich kommt man
auf eine Größenordnung von 8,5 Milliarden
Euro. Damit hat man insbesondere in den
ersten Jahren keine Einkünfte mehr. Man
verschiebt praktisch die Einkünfte aus den
Förderabgaben auf die Mitte der nächsten
Dekade. Das kann man belastbar sagen. Bei
allen anderen Zahlen handelt es sich um
Überschlagrechnungen. Aber dafür ist das
Thema eigentlich zu wichtig. Die genauen
Zahlen hängen jedenfalls von ganz vielen
Rahmenbedingungen ab.

Sachverständiger Dr. Hans-Joachim
Ziesing: Da mein Vorredner von Belastbar-
keit gesprochen hat, werde ich das Wort
wohl bei der Beantwortung Ihrer Frage
ebenfalls benutzen müssen. Im Prinzip
herrscht große Einigkeit darüber, dass das
Verursacherprinzip so weit wie möglich an-
zuwenden sein sollte; das ist nicht das
Problem. Wir haben aber natürlich Probleme
bei der Bewertung. Wenn Sie sich die elend
lange Literatur über externe Kosten und de-
ren Berücksichtigung anschauen, dann stel-
len Sie fest, dass die Meinungen teilweise
meilenweit auseinandergehen. Ein weiteres
Problem besteht in Folgendem: Wenn wir
verlangen, dass alle möglichen Schäden
versichert werden, dann werden wir anschei-
nend niemanden finden, der das versichert.
Insofern handelt es sich beinahe um eine
grundsätzlich nicht zu beantwortende Frage.
Das übersteigt die Möglichkeiten jeder Versi-
cherungsgesellschaft. An ihre Stelle tritt der
Staat als Versicherer, der gleichzeitig sagt:
Etwas müssen auch die Kernkraftwerks-
betreiber dazu beitragen. - Aber man kennt
den möglichen Gesamtschaden im Versiche-
rungsfall nicht genau.

Ich bin der Meinung, dass über die maxi-
male Summe, die die Kernkraftwerksbetrei-
ber im Schadensfall zu zahlen haben, sehr
intensiv diskutiert werden sollte. Hier für eine
entsprechende Aufstockung zu sorgen, wäre
eine Möglichkeit, sich dem Problem zu nä-
hern. Ich fühle mich aber außerstande, diese
Summe zu beziffern. Kollege Ludewig hatte
vorhin von 2,5 Euro gesprochen. Diese Ge-

schichte ist sehr alt. Es gab einmal einen
Kollegen aus dem Wirtschaftsministerium -
das war wohl in den frühen 70er-Jahren -,
der die versicherungsrelevanten Mehrkosten
auf 2 DM je kWh veranschlagt hat. Seitdem
geistert diese Zahl - nun preisbereinigt -
umher. Ich glaube aber, dass man dieses
Problem so nicht lösen wird. Es gibt Fälle, in
denen eine andere Versicherung eintreten
muss. Die Diskussion muss darüber geführt
werden, wie viel den Kernkraftwerksbetrei-
bern maximal aufgebürdet werden soll. Hier
besteht Diskussionsbedarf. Man muss nicht
an den jetzigen Werten festhalten.

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
In meiner ersten Frage möchte ich auf das
Thema Sondervermögen zurückkommen.
Herr Ziesing, über die haushaltsrechtlichen
Defizite wurde schon diskutiert. Ein weiterer
Aspekt ist, dass das Bundesfinanzministe-
rium über die Verwendung des Sonderver-
mögens bestimmt, also quasi Programmfüh-
rer für all das wird, was im Rahmen des
Sondervermögens passiert. Wie bewerten
Sie das?

Meine zweite Frage bezieht sich auf den
Förderbeitrag. Herr Matthes, Sie haben sich
mit der näheren Zukunft befasst. In § 1 des
Förderfondsvertrags zwischen der Bundes-
regierung und den EVUs gibt es den Hin-
weis, dass ab 1. Januar 2017 neue Regeln
gelten sollen. Dann soll es möglich sein,
dass in den Förderfonds zusätzliche Mittel
einfließen, wenn der Strompreis 10 Euro
höher ist als 53,83 Euro pro MWh, also bei
über 64 Euro liegt. Können Sie einschätzen,
wie sich die Strompreise in den nächsten
Jahren und vor allem ab 2017 entwickeln
werden und ob es realistisch ist, zusätzliche
Einnahmen zu erwarten?

Sachverständiger Dr. Hans-Joachim
Ziesing: Zum Sondervermögen und zu der
Frage, wer die Führerschaft hat: Ich habe
vorhin gesagt, dass ich das im Prinzip be-
grüße. Aber das bezog sich nicht zwingend
auf die Form eines Sondervermögens.
Grundsätzlich begrüße ich, dass es eine
gewisse Zweckbindung gibt, dass also die
Einnahmen für die in Rede stehenden Zwe-
cke verwendet werden. Ob ein Sonderver-
mögen die richtige Form ist, vermag ich nicht
zu beurteilen. Ich bin weder Jurist noch Fi-
nanzwissenschaftler, sonder nur ein schlich-
ter Volkswirt.
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Welche Rechtsform am besten ist, sei
dahingestellt.

Ein Sondervermögen birgt schon ein
Problem. Denn man verhandelt sowohl über
das Sondervermögen als auch über den
normalen Haushaltplan. Es kann leicht ge-
schehen, dass man glaubt, im normalen
Haushaltsplan Mittel für bestimmte Pro-
gramme nicht einstellen zu müssen, weil es
schon das Sondervermögen gibt. Ich sehe
das Problem, dass, obwohl so getan wird, als
gebe es einen Schutz davor, im ordentlichen
Haushalt Mittel wegfallen, weil bestimmte
Maßnahmen schon im Sondervermögen
berücksichtigt sind. Ich glaube nicht, dass es
gut ist - ich bin aber in dieser Hinsicht wenig
kenntnisreich; das sage ich ausdrücklich -,
dass gerade bei einem sehr dezidierten Ver-
wendungszweck das Finanzministerium die
Führerschaft hat. Das, was im Anhang im
Einzelnen aufgeschlüsselt ist, würde offen-
sichtlich Gegenstand der Diskussion im
Haushaltsausschuss sein. Wahrscheinlich
würde man auch den Umweltausschuss da-
mit befassen; denn das Ganze betrifft auch
ihn. Ich glaube nicht, dass man die richtige
Position gefunden hat, wenn man die maß-
gebliche Gestaltung dem Finanzministerium
überlässt.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Wenn ich die
Frage nach dem Strompreis beantworten
könnte, würde ich jetzt in einer Hängematte
auf den Seychellen liegen. Diese Frage kann
man natürlich nicht beantworten.

Vorsitzende Petra Merkel: Dann wären
Sie aber nicht hier. Insofern wäre das richtig
traurig.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Es kommt da-
rauf an, woran Sie glauben. Der Strompreis
bildet sich heute auf den für die Kernkraft-
werke relevanten Terminmärkten. Da wird
die Leistung im Wesentlichen verkauft. Der
Strompreis ergibt sich nach dem, was wir bis
jetzt ökonometrisch untersuchen können, aus
der Entwicklung der Steinkohlepreise und der
Entwicklung des CO2-Preises. Daher muss
man fragen, wie die Annahme zur Entwick-
lung des Steinkohlepreises und des CO2-
Preises ist. Ich glaube, dass das für die
nächsten zehn bis 15, vielleicht 20 Jahre
vorstellbare Preisniveau dasjenige ist, das

wir 2008 hatten, als in Zeiten hoher Ölpreise
auch die Steinkohlepreise und die CO2-
Preise hoch waren. Damals lagen die Preise
auf den Terminmärkten bei einer Größenord-
nung von 80 Euro pro MWh. In einzelnen
Bereichen lag der Preis kurzzeitig etwas da-
rüber, aber das ist die obere Bandbreite, die
man annehmen kann, wenn der Ölpreis und
damit der Steinkohlepreis wieder ansteigt
und wenn sich, was erwartet wird, der CO2-
Preis in diese Richtung entwickelt. Daher
muss man mit den Größenordnungen, die
Sie genannt haben, etwas vorsichtig sein.
Die Preise sind immer inflationsbereinigt.
Das gilt auch für die genannten 53 Euro. Das
heißt, wir reden nominal über deutlich höhere
Werte.

(Zuruf der Abg. Lisa Paus
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

- Doch, da wird der CPI, der Consumer Price
Index, angewendet. Das ist ein komplexes
Verfahren. - Deswegen rechnen wir in unse-
ren Modellrechnungen mit zwei Varianten.
Das geht auch mit den Berechnungen von
Herrn Jeggle konform. Wir werden also in
einen Bereich kommen, in dem der Strom-
preis unter 63 Euro, also unterhalb des
Schwellenwertes, bleibt. Das ist die Welt, in
der wir im Moment leben. Als obere Preis-
grenze nehmen wir für 2020 einen Strom-
preis in der Größenordnung von 70 bis
75 Euro an. Damit ist die Bandbreite erheb-
lich eingegrenzt. Selbst bei dieser Bandbreite
sind die Effekte erheblich. Die Unterschiede
bei den Zusatzprofiten liegen in der Größen-
ordnung von 30 Milliarden Euro.

Man muss der Ehrlichkeit halber auch sa-
gen: Bei den Zusatzerträgen dürfen wir nicht
nur den Strommarkt betrachten. Eine ganz
wesentliche Quelle der zusätzlichen Erträge
ist, dass man Rückstellungen in Höhe von
etwa 20 Milliarden Euro zwölf Jahre länger
verzinsen kann. Diese Tatsache wird in vie-
len Berechnungen - nicht bei der von Herrn
Jeggle - außer Acht gelassen. Auch das
muss man bei der gesamten Bilanz berück-
sichtigen. Wenn Sie 20 Milliarden Euro zu
5,5 Prozent Zinsen anlegen, erzielen Sie
erhebliche Zusatzbeträge, die in vielen Be-
rechnungen nicht berücksichtigt werden.

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Ich
weiß nicht genau, wem ich meine Frage
stellen soll, Herrn Professor Homburg, Herrn
Dr. Matthes oder Frau Professor Kempfert.
Ich habe bisher den Eindruck gewonnen,
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dass wir die Frage sehr eindimensional be-
handeln, als ob die Stromerzeugung eine
statische Größe in Deutschland sei. Wir
müssen aber auch berücksichtigen, was um
uns herum geschieht. Gestern oder vorges-
tern hat die CEZ entschieden, ein wenige
Kilometer von meinem Wahlkreis entferntes
Kernkraftwerk nicht um zwei weitere Blöcke
zu erweitern, ganz offenkundig deswegen,
weil man aufgrund der deutschen Entschei-
dungen keinen Markt für den Export sieht,
den man bisher gesehen hat. Die Wert-
schöpfung und Produktion im Lande, die
Erträge und Gewinne und damit die Steuer-
barkeit hängen damit zusammen.

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): Die Frage hat mehrere
Aspekte. Sie hatten den Begriff „statisch“
gebraucht und den regionalen Aspekt ange-
sprochen. Wenn man Vorteile und Nachteile,
die die Kraftwerkbetreiber durch das Ge-
samtpaket gewinnen bzw. erleiden, vernünf-
tig abwägt, dann muss man abzinsen. Das ist
nicht bei allen Berechnungen gemacht wor-
den. Deshalb kommt die LBBW als diejenige
Sachverständige, die das gemacht hat, zu
anderen Ergebnissen. Es gibt einen großen
Unterschied in der Betrachtungsweise von
Technikern und Juristen auf der einen Seite
und Ökonomen auf der anderen Seite. Eine
Zahlung, die erst in 20 Jahren eingeht und
die man mit 1,05

20
abzinst, ist nicht mehr so

viel wert. Dynamisch betrachtet, kann man
gar nicht genau sagen, welche Wirkung das
Gesamtpaket hat, weil zu viele Unsicherhei-
ten gegeben sind. In dieser Hinsicht besteht
bei den Sachverständigen Übereinstimmung.
Alle haben gesagt, dass es zu viele Unwäg-
barkeiten gibt, zum Beispiel die Entwicklung
der Strompreise, die Sicherheitsstandards
usw.

Ein anderer Aspekt Ihrer Frage betraf die
regionale Wirkung. Man muss ehrlich sagen,
dass die Wettbewerbsposition der deutschen
Kraftwerkbetreiber zum Beispiel gegenüber
der der französischen Betreiber durch die
vorgesehenen Regelungen leidet. Das hatte
ich mit dem technischen Ausdruck des Ur-
sprungslandprinzips in meinem Eingangs-
statement angedeutet. Vermutlich ist das in
diesem Fall vertretbar, weil es Stromexporte
bisher noch nicht in großem Umfang gibt.
Wenn es um ein leicht handelbares Gut
ginge, hätte ich in der Anhörung gesagt: Es

darf auf keinen Fall das Ursprungslandprinzip
angewendet werden. Aber hier haben wir
eine besondere Situation. Die großen euro-
päischen Stromtrassen sind im Moment noch
Zukunftsmusik. Bei einer Befristung wiede-
rum auf fünf Jahre ist das kein ausschlag-
gebendes Argument. Wie die LBBW das für
mich am plausibelsten berechnet hat, wird
ungefähr die Hälfte des zusätzlichen Ge-
winns der Kraftwerkbetreiber durch diese
Steuer abgeschöpft. Ob es mehr oder weni-
ger als die Hälfte sein soll, ist eine rein politi-
sche Entscheidung. Dazu kann man als
Sachverständiger nichts sagen. Die volks-
wirtschaftlichen Wirkungen sind meines Er-
achtens vertretbar.

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD): Ich
beziehe mich auf den Vertrag und die Ein-
nahmen daraus. Es gibt verschiedene
Punkte, die mit den AKW-Betreibern bespro-
chen werden müssen. Meine Frage zielt auf
die Einnahmen des Sondervermögens. Ist es
nach Ihrer Erfahrung - die Frage geht an
Herrn Professor Homburg und Herrn
Dr. Ziesing - unter Berücksichtigung der Be-
troffenen und der Kompetenzen in den Minis-
terien möglich, justiziabel sauber zu rechnen,
damit wir eine Grundlage dafür haben, dass
die Mittel tatsächlich fließen? Ich denke an
strittige Fälle und erinnere an die Maut-
debatte. Es geht dabei um viel Geld. Wie ist
das letztlich umsetzbar?

Sachverständiger Prof. Dr. Stefan
Homburg (Prof. Homburg Steuerberatungs-
gesellschaft mbH): Normalerweise sagt man:
Wenn Ministerien mit der Wirtschaft verhan-
deln, gewinnt die Wirtschaft. - Das ist aber
unfair gegenüber den Ministerien. In den
Ministerien sitzen Generalisten. Wenn sich
die Ministerien nun wappnen, indem sie ex-
ternen Rat hinzuziehen, dann wird auch das
wieder kritisiert. Der Bevölkerung kann man
nichts recht machen. Wenn ein Ministerium
externe Gutachter oder Rechtsanwälte be-
auftragt, dann wird gefragt, warum so viel
externer Rat hinzugezogen wird, wo doch die
Ministerien eigene Leute hätten. Das ist eine
Zwickmühle. Ich weiß nicht, wie das BMF
das Problem in Zukunft lösen wird. In der
vorigen Antwort habe ich gesagt, dass ich
gespalten sei. Eigentlich ist das Steuerrecht
Eingriffsrecht - so lernt man das -, und da
wird nicht verhandelt. Ich habe auch noch nie
über meine Einkommensteuer verhandeln
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können. Auf der anderen Seite: Wenn das in
der Öffentlichkeit nicht als moralisch anrüchig
empfunden worden wäre, hätte ich mir ein
Gesamtpaket vorstellen können, das aus
Laufzeitverlängerung und einer vertraglich
festgelegten Abgabe besteht - ohne Klagen
und Prozesse, die uns über Jahre jetzt be-
gleiten werden. Das ist ein Dilemma.

(Zuruf: Ohne Parlament!)

- Nein, nicht ohne das Parlament. Das ist ein
anderer Punkt. - Ich gehe auch nicht konform
mit der Kritik, dass das BMF die Hand auf
dem Sondervermögen hat. Auf allen Haus-
haltstiteln hat immer zuerst die Verwaltung
die Hand. Sie macht die Vorschläge, und das
Parlament kontrolliert. Wenn Sie die Ansätze
des Sondervermögens genauso kontrollieren
wie alle anderen Positionen im Haushalt,
dann ist das Sondervermögen weitgehend
zwecklos. Der eigentliche Sinn des Sonder-
vermögens liegt dann nur noch darin, dass
das Non-Affektationsprinzip damit umgangen
wird. Wenn es im allgemeinen Haushalt
wäre, dürfte es nicht zweckgebunden sein.
Das Non-Affektationsprinzip, der Grundsatz
der Gesamtdeckung, ist das, was ich meinen
Studenten als das oberste Heiligtum ratio-
naler Finanzpolitik beibringe. Durch das
Sondervermögen werden bestimmte Ein-
nahmen zweckgebunden, was nicht rational
ist, aber politisch gewollt.

Sachverständiger Dr. Hans-Joachim
Ziesing: Man merkt schon, wenn man den
Vertrag liest, dass man sich sehr unsicher ist;
denn es sind viele kleine Bedingungen ein-
gefügt und Hinweise auf Schiedsverfahren
aufgenommen worden. Wenn man das so
macht, sollte man sich schon überlegen,
dass man bei strittigen Fällen eine Vorkeh-
rung trifft, damit auch nur der Anschein einer
Mauschelei vermieden wird. Man sollte auch
überlegen, inwieweit man unabhängige Ex-
terne zu diesen Prozessen heranziehen
kann.

Ich weiß nicht, ob es eine richtig wahrge-
nommene Erfahrung von mir ist, aber mein
Gefühl ist, dass die Fantasie der Gesetzge-
ber nie an die Fantasie derer heranreicht, die
die Gesetze umgehen können. Vor diesem
Hintergrund sollte man schon versuchen, so
viel Klarheit wie möglich zu schaffen. Ich
habe den Eindruck, dass es gerade die Viel-
zahl der einzelnen Variablen, die potenziell
gestaltbar sind, schwierig macht, zumindest

eine prognostische Sicht in Bezug auf die
Dinge zu haben. Dieses Instrument ist eher
dazu geeignet, Unsicherheit zu erzeugen, als
Unsicherheit zu vermeiden. Das wird uns
noch eine Menge Probleme bereiten, wenn
es denn je zu dem Vollzug kommen wird -
woran man zweifeln kann.

Otto Fricke (FDP): Was natürlich auch
für den Fall gilt, dass man gar nichts ändert. -
Ich habe eine Frage an Herrn Matthes. Ich
bin immer begeistert, wenn ich sehe, wie
genau man im Energie- und Umweltbereich
rechnen kann, während man als Haushälter
immer wieder feststellen muss, dass sich
Zahlen durch die Veränderungen der Öko-
nomie innerhalb eines halben Jahres ändern.
Sei es drum.

Ich habe nicht ganz verstanden, wie Sie
die Wechselkurse einberechnet haben; denn
diese spielen - so habe ich das verstanden -
eine nicht unwesentliche Rolle, weil die Roh-
stoffe, wenn ich mich recht entsinne, grund-
sätzlich in Dollar bezahlt werden. Wenn wir
die Steigerung des Rohölpreises betrachten,
dann sehen wir, dass diese Steigerung in
Dollar größer als in Euro ist. Deswegen
würde mich schon interessieren, von wel-
chen Wechselkursen Sie ausgehen. Oder
sind Sie der Meinung, dass das alles kom-
plett gehedged wird und deswegen kursneu-
tral ist?

Meine zweite Frage geht an Frau Kemp-
fert. Das, was wir hier machen, hat sowohl
bei der Besteuerung als auch bei der Frage
des Vertrages und des Fonds Auswirkungen
auf den Gesamtbereich der Energiewirt-
schaft. Auch die Netze spielen eine Rolle,
was nicht unwesentlich für die zukünftige
Energiewirtschaft ist. Egal wie schnell und
auf welche Weise, es wird auf jeden Fall
Veränderungen geben. Mich würde interes-
sieren, ob Sie negative oder auch positive
Auswirkungen der jetzt vorliegenden gesetz-
lichen Regelungen auf die notwendigen In-
vestitionen usw. sehen.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Die Wechsel-
kursfrage, die in ganz vielen Diskussionen,
unter anderem bei den Annahmen für das
Energiekonzept, völlig ausgeblendet worden
ist, ist extrem wichtig; denn die Wechsel-
kurse können entweder ein Booster oder ein
Dämpfer der Entwicklung sein. Deswegen
hedgen wir diese Berechnungen mit zwei
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Methoden. Es gibt eine gewisse Beziehung
zwischen Rohölpreisen und den Wechsel-
kursen. Das kann man empirisch ganz gut
zeigen. Wenn die Rohölpreise extrem stei-
gen, dann verändern sich auch die Wechsel-
kurse. Man kann die Frage stellen, ob das in
Zukunft so sein wird, aber der Effekt ist ge-
geben. Wir hedgen dieses Risiko, indem wir
unterschiedliche Strompreise annehmen. Die
CO2-Preise sind in Euro; da gibt es keine
Wechselkurskomponente. Auf den Termin-
märkten - über die reden wir hier - ist die
Steinkohle entscheidend. Diese kann man
mit den Varianten einbeziehen. Die zwei
Strompreisvarianten, die ich Ihnen vorhin
dargestellt habe, berücksichtigen eine unter-
schiedliche Entwicklung von dem Gesamt-
paket aus Steinkohlepreisen und Wechsel-
kursen. Wir haben in den anderen Papieren,
die wir vorgelegt haben, immer diese Va-
rianten gerechnet, um die Bandbreite darzu-
stellen. Bei den Zahlen, die ich Ihnen hier
präsentiert habe, habe ich mich entschieden,
von den beiden Varianten die untere zu
nehmen, weil diese aus der Sicht Ihres Aus-
schusses von der Einkommensseite her die
sicherere Bottom-Line ist. Auch deswegen
habe ich mit 15 Euro pro Tonne CO2, also
pro Emissionszertifikat, gerechnet, und des-
wegen habe ich mit dem Preisband gerech-
net, das 63 Euro je MWh nicht überschreitet.
Ich glaube, das ist für die Zwecke, um die es
in den beiden Gesetzen geht, der richtige
Ansatzpunkt. Man muss aber sehen, dass
man bei der Bewertung konsistent bleibt.

Ich möchte noch etwas zur Abzinsung
sagen. Die Abzinsung ist eine Frage der Per-
spektive. Aus der Unternehmensperspektive
hat Herr Jeggle recht, aus der Staatshaus-
haltsperspektive gibt es ein Problem. Man
kann es theoretisch ableiten: Sage mir dei-
nen Verzinsungsanspruch, und ich sage dir,
an wie viel Zukunft du glaubst. - Das kann
man theoretisch begründen. Bei den
Abzinsungsraten, mit denen die Unterneh-
men rechnen, kann man davon ausgehen,
dass sie an sechs Jahre Zukunft glauben.
Die Frage ist, ob Sie Haushaltspolitik mit
diesem Ansatz machen können. Daher ist die
Frage, ob man aus der Unternehmens-
perspektive, aus der praktisch nur das inte-
ressant ist, was in den nächsten fünf, sechs
Jahren passiert, mit 10 Prozent abzinst oder
ob man aus der gesamtwirtschaftlichen Per-
spektive heraus eine andere Abzinsung und
damit eine Preisbereinigung wählt. Ich würde

schon sagen, dass die Methodik, die man
verwendet, eine Frage der erkenntnisleiten-
den Sichtweise ist. Daher gibt es auch kein
Richtig oder Falsch.

CEZ hat das Projekt nicht wegen der
deutschen Laufzeitverlängerung abgesagt,
sondern deshalb, weil niemand mehr an
Strompreise von 80 oder mehr Euro pro
MWh glaubt. Die Kosten im Bereich der
Neuinvestitionen haben sich so entwickelt,
dass man dieses Preisniveau braucht. In den
nächsten Jahren werden wir sowohl in
Tschechien als auch in Großbritannien ein
Verschieben der Neubauprojekte erleben,
weil der Strommarkt es nicht hergibt, weil der
CO2-Preis nicht so gestiegen ist, wie sich
viele das gewünscht haben, weil sich die
Steinkohlepreise nicht so entwickelt haben,
wie das viele erwartet haben, und weil die
Wechselkurse implizit einen Teil der Risiken
sozusagen weggehedgt haben. Ob das in
Zukunft so bleiben muss, ist eine andere
Frage, aber ökonometrisch kann man das
hervorragend zeigen. Dazu hat auch Frau
Kemfert sehr interessante und erkenntnis-
leitende Analysen vorgelegt.

Sachverständige Prof. Dr. Claudia
Kemfert (Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung e. V.): Sie haben nach positiven
und negativen Auswirkungen gefragt. Ich
möchte mit den negativen Auswirkungen
beginnen, die es geben könnte und auf die
Sie sich vorbereiten müssen.

Mit der Laufzeitverlängerung stellt sich
das Problem des unvollständigen Wettbe-
werbs. Die vier großen Energiekonzerne
werden in ihrer Wettbewerbsposition gestärkt
und können damit eine marktdominante Po-
sition aufbauen bzw. erhalten; eine solche
hat man ja schon in der Vergangenheit be-
obachten können. Ohne das Unbundling,
also die eigentumsrechtliche Trennung von
Produktion und Netzen, hatte man die Pro-
blematik, dass nicht genug in den Netzaus-
bau investiert wurde - dieser wichtige Punkt
ist schon angesprochen worden -, obwohl es
finanzielle Anreize gegeben hat.

Diese Problematik hat man in den Griff
bekommen, indem Zwangsverkauf angeord-
net worden ist. Mittlerweile haben die großen
Energiekonzerne die Netze verkauft, zum
Teil freiwillig, zum Teil unfreiwillig. Durch
diese eigentumsrechtliche Trennung sind
eher wieder positive Auswirkungen zu sehen,
was den Netzausbau angeht.
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Auch die finanziellen Anreize werden po-
sitive Auswirkungen auf die Investitionen in
die Netze und hoffentlich auch in die Spei-
cherung haben. Es sind ja Ausgaben vorge-
sehen, um das finanziell zu unterstützen.

Ein unvollständiger Wettbewerb kann
weiter dazu führen, dass die Kernbrenn-
elementesteuer auf den Strompreis über-
wälzt werden kann, zumindest teilweise; das
hatte ich eingangs schon erwähnt. Wenn das
geschieht, bewirkt das einen höheren Strom-
preis als angenommen und werden die leicht
preisdämpfenden Effekte, die man sich durch
die Laufzeitverlängerung erhofft, überkom-
pensiert. Diese Problematik ergibt sich in
dem Moment, in dem die Wettbewerbsposi-
tion der großen Energiekonzerne gestärkt
wird. Insofern müssen Sie aufpassen. Es
bedarf der kartellrechtlichen Überwachung,
damit eine solche Überwälzung nicht in die-
sem Umfang stattfinden kann.

Nun zu den positiven Auswirkungen: Der
Energieumbau insgesamt hat positive volks-
wirtschaftliche Effekte. Die Zeit dafür, sich
auf die Vollversorgung mit erneuerbaren
Energien hinzubewegen, ist jetzt besonders
günstig. Sehr viel zu tun, um Energie einzu-
sparen, ist volkswirtschaftlich auf jeden Fall
richtig, insbesondere im Bereich der Gebäu-
desanierung. Das Energiesparen - das kann
man nicht oft genug sagen - bedeutet eine
volkswirtschaftliche Entlastung, die uns einen
Wettbewerbsvorteil verschafft, auch anderen
Nationen gegenüber, nämlich solchen, die
sehr viel Energie verschwenden und damit
erhöhte volkswirtschaftliche Kosten haben.
Das zieht sich durch alle Bereiche. Nicht nur
private Konsumenten können vom Energie-
sparen massiv profitieren, sondern insbe-
sondere auch die Industrie.

Abschließend noch eine Bemerkung zu
den positiven volkswirtschaftlichen Effekten,
die wir schon heute sehen, auch im Bereich
der erneuerbaren Energien, einer Branche
mit 340 000 Beschäftigten, wie wir gerade
ermittelt haben. Wir haben zudem ermittelt,
dass außer der Branche der erneuerbaren
Energien keine Branche in Deutschland in
den letzten drei Jahren, also in der Wirt-
schaftskrise, positive Effekte erzielen konnte.
Es ist auch für die Wertschöpfung von Be-
deutung - ein Kollege von Ihnen hat das vor-
hin erwähnt -, dass gerade mittelständische
deutsche Unternehmen an diesen positiven
wirtschaftlichen Entwicklungen teilgehabt
haben, sich in der Wirtschaftskrise noch bes-

ser positionieren konnten. Die Branche der
erneuerbaren Energien ist die einzige Bran-
che, die in den letzten drei Jahren ein Um-
satzplus von 40 Prozent verzeichnen konnte.
Das ist im Vergleich zu den anderen Sekto-
ren, die wir auch betrachtet haben, ein enor-
mer positiver volkswirtschaftlicher Effekt, und
dieser wird mit dem Energiekonzept fortge-
führt, wenn Sie die Zielsetzungen des Ener-
giesparens, der Erhöhung der Energieeffi-
zienz und des Ausbaus der erneuerbaren
Energien wirklich umsetzen und alles dafür
tun, dass die negativen Effekte, die eingangs
erwähnt wurden, nicht in diesem Maße zum
Tragen kommen.

Sabine Stüber (DIE LINKE): Ich habe
noch eine ganz andere Frage; ich traue mich
kaum, sie zu stellen. Herr Dr. Matthes hatte
den Umgang mit den Rückstellungen ange-
sprochen; diese sind praktisch ein zusätz-
licher indirekter Fördertatbestand. Meine
Fragen an Herrn Ludewig lauten: Wie hoch
sind diese Vorteile schon jetzt, und wie hoch
werden sie im Fall der Laufzeitverlängerung
sein? Haben Sie Vorschläge dazu, wie diese
Bevorteilung von AKW-Betreibern geändert
werden könnte?

Sachverständiger Damian Ludewig
(Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft
e. V.): Da stellt sich zunächst die Frage, wie
man die Vorteile durch die bisherige Rück-
stellungsregelung berechnet. Wir kommen -
aggregiert seit 1950, gerechnet zu aktuellen
Preisen - auf Vorteile für die Atomindustrie in
Höhe von 68 Milliarden Euro.

Eine andere Regelung zu den Rückstel-
lungen zu treffen, ist ein sinnvoller Ansatz im
Rahmen eines Gesamtkonzepts im Energie-
bereich. Eine Forderung wäre, die Rückstel-
lungen in einen öffentlichen Fonds zu über-
führen, damit die Gelder auch tatsächlich
bereitstehen, wenn sie gebraucht werden.

Es müsste hinzukommen, dass man die
Höhe der Kernbrennstoffstäbesteuer an-
passt, und zwar an die tatsächlichen Vorteile
aus dem Emissionshandel, aber auch an die
Kosten, die durch die Endlagerung zusätzlich
entstehen werden. Wir kommen bei unserer
Berechnung - Andree Böhling hat es schon
erwähnt - auf eine Höhe von mindestens
2,5 Cent pro kWh bis 2012 und von 3,5 Cent
pro kWh ab 2013. Das bedeutete dann Ein-
nahmen von 4 Milliarden Euro bis 2012 und
von 5,6 Milliarden Euro ab 2013.




